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09.00.09 (Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Einen schönen guten Morgen! 

Die 63. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt für den heutigen Tag sind GR Baxant, GRin Cammerlander, GR Mag Maresch, GR Valentin und GRin Dr Vitouch.

Vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderates zum Thema „Das System SPÖ als Bremse für den Standort Wien – wie Fehlplanungen, Bauskandale, Steuergeldverschwendung und Gebührenwahn den Wirtschaftsstandort Wien und seine Bevölkerung belasten!" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung im Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien zu dieser Sitzung eingeladen.

Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Gemeinderates über Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgeschrieben.

Wir kommen nun zur Besprechung des Verlangens. 

Zur Begründung hat sich Herr GR Dr Tschirf zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit auf zehn Minuten beschränkt ist. 
09.01.49

†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben bewusst dieses Thema heute gewählt: „Das System SPÖ als Bremse für den Standort Wien – wie Fehlplanungen, Bauskandale, Steuergeldverschwendung und Gebührenwahn den Wirtschaftsstandort Wien und seine Bevölkerung belasten!"

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie sieht die Situation aus? Wir haben sie ja in den letzten Tagen intensiv diskutiert. Wien hat mit Abstand seit Jahren die höchste Arbeitslosigkeit, Wien hat die schlechteste Situation, was den Faktor Wirtschaftswachstum betrifft. Wir haben die Situation schon vor der Wirtschaftskrise gehabt, und wir werden sie verstärkt haben, wenn die Wirtschaftskrise überwunden sein wird, weil die Situation in Wien eine solche ist, dass wir durch Versäumnisse, durch jahrelange Versäumnisse, eben nicht die notwendigen Schritte gesetzt haben, dass es Betriebsansiedlungen in Wien gibt, dass es entsprechende Industrieansiedlungen gibt und so weiter. Dadurch ist so viel in Wien verloren gegangen, und dafür gibt es natürlich auch Begründungen. Und eine dieser ganz wesentlichen Begründungen ist, wie hier mit dem Steuergeld umgegangen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich werde in der Folge einige Beispiele anführen, und ich weiß, dass die SPÖ sie ungern hört. Es ist immer in diesen Fällen das gleiche Schema: Wir zeigen etwas auf. Es wird vertuscht. Gar nichts passiert. Nichts. Aus. Dann schickt man das Kontrollamt hin, dann gibt es einen grauenhaften Bericht, dann gibt es wieder keine Konsequenzen. Dann muss man Misstrauensanträge stellen und so weiter.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wäre Ihre Aufgabe, dass, auch im Sinne des Wiener Steuerzahlers, rechtzeitig auch entsprechende Kontrollschritte eingeleitet werden, damit bestimmte Dinge einfach nicht passieren können, damit nicht immer wieder die gleiche Situation ist. Sie haben es ja nicht mit einer Opposition zu tun, die sagt, sie würde sich an nichts beteiligen. Das Gegenteil ist der Fall.

Schauen Sie sich die Situation bei der Zentralfeuerwache an. Es ist ja nicht so gewesen, dass wir gesagt haben, nein, da sind wir überhaupt nicht dafür, aber unverständlich ist, dass es dann eine Beschlussfassung nach der anderen gibt, wo man sich fragt, wieso ist da schon wieder Geld notwendig, und dann kommt heraus, dass hier die eine Magistratsabteilung mit der anderen nicht redet, dass hier einfach nicht darauf geachtet wird, wie mit dem Steuergeld umgegangen wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieses System SPÖ gehört am 10. Oktober abgewählt. Das ist für die Wienerinnen und Wiener wichtig. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man sich hier vor Augen führt, was in den letzten Jahren alles geschehen ist. Ich erwähne ja nur ganz wenige Fälle, denn der Herr Vorsitzende hat mir ja – nach der Geschäftsordnung zu Recht – nur eine gewisse Zeit eingeräumt, aber ich würde eigentlich viel, viel länger brauchen, um das alles darzustellen. Andere Redner meiner Fraktion werden das in der Folge ja dann auch tun.

Gehen wir einmal ein paar Beispiele durch. Prater-Vorplatz. – Wenn man sich hier vor Augen führt: 50 Millionen EUR. Die Frau Vizebürgermeisterin hat darüber gesprochen, sehr stolz davon gesprochen, dass an Wirtschaftsförderung ohnedies 200 Millionen EUR ausgegeben wurden. Man muss sich vorstellen, lediglich vier Prater-Vorplätze, das ist die gesamte Wirtschaftsförderung der Stadt! Das ist doch unglaublich, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

In einem Fall haben wir das Geld in der Wirtschaftskrise nicht, haben wir nicht das Geld, damit tatsächlich für die klein- und mittelständische Wirtschaft etwas passiert, für jene, die tatsächlich die Motoren in dieser Stadt sind. Und dann werden 50 Millionen EUR für eine Scheußlichkeit ausgegeben, die ihresgleichen sucht. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben uns mit diesem Thema ja tatsächlich oft auseinandergesetzt, Misstrauensanträge gestellt. Aber es war auch so: Wir haben darauf hingewiesen, nichts ist geschehen. Wir haben darauf hingewiesen, nichts ist geschehen. Dann haben wir das Kontrollamt hingeschickt, dann kam ein Bericht, der vernichtend war, und dann ist langsam etwas geschehen. Aber bitte was geschieht jetzt, wie geht das eigentlich weiter? Wir haben den Kontrollamtsbericht, der ist jetzt mittlerweile – na, wie alt? – fast zwei Jahre alt. Was ist hier weiter vor sich gegangen? Hat man das steckenlassen, oder wird das in Zukunft wieder passieren können?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieses System Wiener SPÖ muss verändert werden! Und der erste wichtige Schritt dazu ist, dass am 10. Oktober die absolute Mehrheit der SPÖ vorbei sein wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme nunmehr noch einmal – ich weiß, das ist Ihnen sehr unangenehm – zur Situation Skandal Zentralfeuerwache. Wenn wir uns das vor Augen führen: Dieser Kontrollamtsbericht ist ja extrem korrekt ausgeführt, und aus dem ließe sich ja fast, würde ich sagen, ein Krimi darstellen, ein Krimi an Unfähigkeit, dass die eine Dienststelle mit der anderen nicht redet, dass offensichtlich die Feuerwache nicht weiß, was tatsächlich geplant wird, dass die Planungsabteilung nicht weiß, was eigentlich die Feuerwache angeschafft hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da gibt es doch politisch Verantwortliche dafür. Da gibt es eine Stadträtin, einen zweiten Stadtrat, da gibt es beispielsweise einen Bürgermeister. Ist denen das alles gleichgültig? Ist denen gleichgültig, dass hier das Steuergeld beim Fenster hinausgeschmissen wird, dass wir dann am Ende beim dreifachen Betrag sind, der einmal angesetzt worden ist?

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Das kann doch auch Ihnen nicht gleichgültig sein. Da muss es Veränderungen geben, meine sehr geehrten Damen und Herren, und Sie werden sie erleben – am 10. Oktober. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und sehen wir uns das Thema Skylink an. Ich bin gespannt, wann einmal der Rechnungshofbericht hier kommt, denn auch da wird sich herausstellen, was eine von der Stadt Wien zu verantwortende Personalpolitik bedeutet. Warum war das eigentlich so im Jahr 2000, dass der Skylink so aufgesetzt wurde? 

Es ist überhaupt keine Frage, wenn man irgendwie mit Flugzeugen unterwegs ist, weiß man, was hier am Flughafen Wien fehlt, wenn man da mit Bussen weit herumgeführt wird und nicht die direkte Anknüpfung besteht, die an anderen Flughäfen selbstverständlich ist. Und dann sind seither zehn Jahre ins Haus gezogen, und wir wissen nur, dass die Kosten explodiert sind, dass der Sprecher des Vorstandes, Kaufmann, hier etwas aufgesetzt hat im Jahr 2000, und dann sind die Kosten explodiert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da gibt es einen Syndikatsvertrag, da gibt es Aufsichtsräte der Stadt Wien. (GR Kurt Wagner: Und einen Aufsichtsratsvorsitzenden der ÖVP!) Da gibt es Aufsichtsräte der Stadt Wien, und ich glaube, dass auch der Sprecher des Vorstandes – woanders wäre es der Generaldirektor – jemand ist, der durchaus ein Naheverhältnis zur SPÖ hat, der Herr Kaufmann. Da gibt es auch den Herrn Schmid, der war einmal im Vorzimmer eines Wiener Bürgermeisters. Ich weiß schon, dass Sie das ungern hören, und ich nehme an, dass es da durchaus – man braucht sich nur manche Inserate für das Donauinselfest und Ähnliches anzusehen – einen Zusammenhang gibt. (GR Kurt Wagner: Sagen Sie, wer der Aufsichtsratsvorsitzende ist!) 

Kollege Wagner, ich verstehe das schon, dass Sie das als unangenehm empfinden, aber hier gibt es eine Verantwortung der Wiener SPÖ, und vor dieser Verantwortung dürfen Sie sich nicht drücken, denn das wäre ein Zeichen dafür oder ist leider ein Zeichen dafür, dass Sie nicht imstande sind, mit Geld umzugehen, dass Sie nicht imstande sind, mit großen Bauten umzugehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir werden am Ende sehen, welche Fehler hier passiert sind beim Skylink, und wir werden sehen, dass einfach das gilt, was der Wiener Bürgermeister einmal in großer Ehrlichkeit festgestellt hat: Dass man von einer sozialistischen Partei nicht erwarten kann, ihr Wirtschaftskompetenz zuzuschreiben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben uns zu Anfang dieser Woche mit der wirtschaftlichen und finanziellen Situation der Stadt Wien beschäftigt. Sie können heute im Wirtschaftsteil einer großen österreichischen Tageszeitung auch einen Hinweis darauf lesen, wie hier das so genannte Nulldefizit des Wiener Budgets kommentiert wird. Lesen Sie das durch, das ist durchaus nachlesenswert, und Sie sehen, dass hier für die Zukunft dieser Stadt vieles versäumt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht hier nicht darum, die Lebensqualität dieser Stadt, die Soft-Faktoren in dieser Stadt in Frage zu stellen, aber das, was für die Zukunft geschehen sollte, die Zukunftsfähigkeit dieser Stadt. Hier fehlt einiges, hier fehlt vieles, und die Verschwendungen, die hier stattfinden und stattgefunden haben, müssen ein Ende haben. Wenn sie kein Ende haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, fällt das nur den Wienerinnen und Wienern auf den Kopf. 

Und der wichtigste erste Schritt dazu ist, dass die SPÖ am 10.10. die absolute Mehrheit verliert. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. 

Für die nun folgenden Wortmeldungen möchte ich bemerken, dass die Redezeit für den Erstredner jeder Fraktion 30 Minuten beträgt. Die Redezeit jedes weiteren Redners ist mit 15 Minuten begrenzt.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Neuhuber zu Wort gemeldet, und ich erteile es ihm. 
9.12.51

†GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich beginne heute vielleicht ein bisschen ungewöhnlich, nämlich mit einem ganz kurzen Ausflug in die Kirchengeschichte. Am Ersten Vatikanischen Konzil 1870 wurde die Unfehlbarkeit des Papstes postuliert. Das ist dann ein paar Jahre später schon aufgeweicht worden, sodass also der Papst etwa in Wetterfragen oder in ähnlichen weltlichen Dingen nicht unbedingt unfehlbar sein muss, aber Sie wissen, ex cathedra, also in Lehrfragen der Katholischen Kirche, wird er als unfehlbar angesehen. 

Jetzt haben wir in den letzten Tagen beim Rechnungsabschluss gesehen, dass es aber auch weltliche Institutionen gibt, und zwar besonders eine in dieser Stadt, die sich selbst als unfehlbar sieht, nämlich die Wiener SPÖ, meine Damen und Herren. (Beifall bei ÖVP und FPÖ sowie von StRin Dr Monika Vana!) 

Wenn man die Debattenbeiträge verfolgt hat, dann kann man wirklich nur sagen, Sie müssen unfehlbar sein. Jetzt hat aber die Katholische Kirche wenigstens nur das Oberhaupt, das unfehlbar ist, das wäre bei Ihnen der Bürgermeister. Hingegen bei der Wiener SPÖ ist es das gesamte Kardinalskollegium, alle Stadträte sind bei Ihnen unfehlbar, meine Damen und Herren. (Heiterkeit und Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Und nicht nur diese! Wenn man so das Rosenkranz Beten der Abgeordneten von Ihnen in den letzten Tagen gehört hat, dann sind ja quasi auch die Hohen Priester bei Ihnen ebenso unfehlbar. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie lassen keine Kritik zu, meine Damen und Herren, Sie machen grundsätzlich einfach keine Fehler, und wenn, dann wird alles unter den Tisch gekehrt in einer Art und Weise, dass die Kollegen von der MA 48 ihre Freude hätten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Es wäre vielleicht jetzt für die Historiker unter uns noch ganz interessant, wenn Sie uns dann aufklären könnten für die Annalen, auf welchem Parteitag der SPÖ diese Unfehlbarkeit festgeschrieben wurde. 

Aber wenn wir schon bei der Katholischen Kirche sind, Sie wissen, die Katholische Kirche hat auch Heilige, die immer wieder, wenn Unheil droht, angerufen werden. Das hat auch die SPÖ. Also ein weiterer klerikaler Zusammenhang. Sie haben einen Schutzheiligen, und wenn Unheil droht, wenn Ungemach droht, wenn Kritik von außen kommt, wenn man bei etwas erwischt wird, immer, wenn es eng und schlimm wird, wird dieser Schutzheilige, dieser Schutzpatron angerufen, und zwar handelt es sich um den Heiligen Mercer. (Lebhafte Heiterkeit. – Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Der Heilige Mercer muss für alles herhalten! Wann auch immer Kritik kam in der letzten Zeit, meine Damen und Herren, stehen Sie heraußen und rufen den Heiligen Mercer an: Mercer! Mercer! Mercer! Alles wird gut! (Neuerliche Heiterkeit.) Dabei habe ich Ihnen von dieser Stelle schon einmal gesagt, es gibt auch andere Mercer-Studien, wo Wien gar nicht in den ersten Rängen drinnen ist. Es ist immer nur eine Frage des Standpunktes. 

Aber Wien ist eine tolle Stadt. Ich glaube, dieses Liebesbekenntnis haben ja alle in den letzten Tagen hier abgegeben. (Beifall bei der ÖVP.) Es geht ja gar nicht darum zu sagen, dass Wien schlecht wäre, meine Damen und Herren, nur, wir haben einen ganz gravierenden Punkt in der Betrachtung, in dem wir uns unterscheiden: Wien ist eine tolle Stadt trotz SPÖ und nicht wegen SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt stellen Sie sich einmal vor, welches enorme Potenzial diese Stadt hätte, wenn es nicht eine Stadtregierung gäbe, die in ihrer völligen Selbstgefälligkeit erstarrt ist, wenn es eine Stadtregierung gäbe, die Visionen hat (Zwischenruf von VBgm Dr Michael Ludwig.) – na, du bist eh noch einer der Agilen, wie man sieht –, die Visionen hat, die nicht nur verwaltet, sondern die auch einen Gestaltungswillen zeigt. (GR Heinz Hufnagl: Zum Beispiel eine Staatssekretärin, die nie ins Rathaus kommt, wie die Frau Marek!) Zu Marek werden wir dann schon noch ein bisschen kommen. Wenn du mir schon das Stichwort gibst, komme ich auf einen guten Punkt. 

Also die Frau Staatssekretärin Marek und die SPÖ: Wir wissen ja, wenn man lange hier herinnen ist, alles, was Kritik betrifft, ist Majestätsbeleidigung, und da reagiert man dann manchmal auch ein bisschen wehleidig. Und so eine wehleidige Reaktion, die über das Normalmaß schon hinausgeht, haben wir auch vom Herrn Klubobmann Lindenmayr gehört, nämlich in seiner Reaktion auf die Ankündigung, dass dieser heutige Sondergemeinderat stattfinden wird. Er hat nämlich gesagt: Die Ankündigung Mareks nach einem weiteren Gemeinderat zu diesem Thema grenzt an Missbrauch demokratischer Strukturen. 

Gut. Ich nehme zur Kenntnis, dass ein ganz normales demokratiepolitisches Mittel, nämlich in einem Sondergemeinderat über Missbrauch von Steuergeld, über Verfehlungen der letzten Periode zu diskutieren, bei Ihnen ein Missbrauch von demokratischen Strukturen ist. Da kann ich nur sagen: Herr Klubobmann Lindenmayr, bitte lernen Sie Demokratie! (Beifall bei der ÖVP.)
Aber wenn wir schon beim Fettnäpfchenhüpfen sind, dann wollen wir auch ordentlich hineintauchen. In derselben Aussendung, Herr Kollege Lindenmayr, sagen Sie dann: Christl wünscht – wir spielen! Dieses Spiel immer mit dem Vornamen der Frau Staatssekretärin, das wir ja schon in einigen Aussendungen hatten, meine Damen und Herren, das ist schon nicht nur sehr despektierlich, sondern das ist diskriminierend. Und da möchte ich einmal die weiblichen Abgeordneten bei Ihnen in der Fraktion fragen: Wo ist da Ihr Aufschrei? Ist das normal, eine Staatssekretärin immer beim Vornamen zu nennen und herunterzumachen? Haben wir irgendwas von Renate, der Schuldenmacherin, gesprochen in den letzten Tagen? Das ist eine Frage von Stil. Die einen haben ihn, die anderen nicht. (Beifall bei der ÖVP.)
Nun aber zum System SPÖ. Das System SPÖ ist, wie der Herr Klubobmann Tschirf schon gesagt hat, ein System der Skandale, ist ein System der Fehlplanungen und ist, wie wir in den letzten Jahren gesehen haben, ein System der Steuergeldverschwendung. Und wer wäre berufener als Institution in Wien als das Kontrollamt, diese Steuergeldverschwendung auch festzuschreiben? 

Als Mitglied des Kontrollausschusses möchte ich jetzt ein paar der Berichte der letzten Legislaturperiode, also der fünf Jahre, mit Ihnen gemeinsam noch einmal durchgehen. Ich muss sagen, in der Vorbereitung darauf war ich selber überrascht. Ich meine, man hat ja ein Kurzzeitgedächtnis, und man vergisst ja manches schon wieder, was vor vier oder fünf Jahren war, aber wenn man sich das in der Dichte noch einmal vor Augen führt, was da an Steuergeld verschwendet wird in Wien, wofür die SPÖ verantwortlich ist und was das Kontrollamt ja auch alles feststellt, das ist schon enorm. 

Und es gibt noch einen zweiten Grund, warum ich glaube, dass das durchaus heute einmal auch in einer Sondersitzung diskutiert werden sollte. Irgendwie ist ja das Kontrollamt mit seinen Berichten immer nur der demokratiepolitische Wurmfortsatz im Gemeinderat, der irgendwann zu später Stunde diskutiert wird. Also ich glaube, die Kontrollamtsberichte sind es durchaus wert, auch einmal genauer betrachtet zu werden. Deshalb machen wir jetzt gemeinsam ein kleines „Best of Kontrollamt" der abgelaufenen Periode. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein echtes Highlight – das kann jetzt in keiner Reprise fehlen – ist natürlich die Zentralfeuerwach Am Hof. Ich meine, Sie kennen Carl Zuckmayer, der hat den „Hauptmann von Köpenick" geschrieben. Das Stück könnte von ihm sein: „Die Feuerwache Am Hof". In der Hauptrolle eine Stadträtin, die die Kompetenzen für die Feuerwehr über drei Ressorts mitzieht und dann, wenn einmal was schiefgeht, für nichts verantwortlich ist. Dort ist wirklich alles schiefgegangen. Es ist – das sage ich auch schon oft – eine Sommerlektüre. Jetzt vielleicht ein Liegestuhl und dieser gute Thriller, der Kontrollamtsbericht zur Zentralfeuerwache Am Hof. Da ist wirklich alles schiefgegangen, egal, ob in der Planung, in der Kommunikation zwischen den einzelnen Magistratsabteilungen, da wurden Kleinigkeiten wie Denkmalschutz und Grabungen vergessen. Da ist alles schiefgegangen, meine Damen und Herren. Macht ja nichts! Eine dreihundertprozentige Kostenüberschreitung, ist ja auch schon fast normal, wie ich dann noch zeigen werde. – Schaden für den Steuerzahler weit über 30 Millionen EUR. 

Der Riesenradplatz, die große Kasperliade der abgelaufenen Periode, eine Tragikomödie, wie man sie normalerweise kaum erfinden und schreiben könnte, meine Damen und Herren. Das haben wir auch heute schon gehört: Neben dem finanziellen Verlust – 60 Millionen EUR hat diese Phantasiekulisse am Schluss letzten Endes gekostet –, ist es auch noch ein ästhetisches Debakel. Und dort – da kann ich wirklich auch nur den Kontrollamtsbericht empfehlen; lesen Sie ihn einmal durch –, das ist ein Sumpf aus Freunderlwirtschaft und Unvermögen par excellence. (Beifall bei der ÖVP) 

Die Feuerwache Am Hof hat aber schon einen Vorgänger – es gibt ja auch Fortsetzungsromane –, die Hauptfeuerwache in Döbling. Alles, was Am Hof passiert ist, kann man schon Jahre davor über Döbling lesen, von der Planung, Fehlkalkulation, fehlende Kommunikation. Es sind interessanterweise immer wieder dieselben Dinge, die sich wie der sprichwörtliche rote Faden durch diese Kontrollamtsberichte durchziehen. 

Die Generalsanierung der Tribüne Krieau: freihändige Vergaben von Bauleistungen, Vetternwirtschaft, sogar festgestellt vom Kontrollamt, mangelnde Kontrolle. Es sind wieder dieselben Zutaten wie bei den vorherigen Berichten. 

Die Luxus-Fan-Zone anlässlich der Fußball-EM: Ein Sponsoring für jeden einzelnen Besucher von 223 EUR, 4 Millionen Wiener Steuergeld quasi zum Fenster hinausgeschmissen, meine Damen und Herren. 

Die Planungsfehler bei der neu errichteten Halle F der Wiener Stadthalle: Eine überdurchschnittlich hohe Anzahl von Änderungen während des Bauprozesses, Zusatzkosten durch die Fehlplanungen letzten Endes 3,5 Millionen. Sie haben es schon erraten. 

Die Fahnenmasten am Europaplatz: Masten, die nie Fahnen sahen, weil sie von Anfang an eine Fehlkonstruktion waren, meine Damen und Herren. Wieder einmal läppische 400 000 EUR, auf das Konto – im negativen Sinne – des Wiener Steuerzahlers einzuzahlen. 

Die Neuplanung am Dornerplatz: Gleich dreimal umgestaltet, Planungschaos. – 2 Millionen EUR Kosten für den Wiener Steuerzahler. 

Die Neugestaltung des Liesingbaches: Die Stadt veranschlagte damals 4,3 Millionen Projektkosten, gekostet hat es 10,4 Millionen. Das habe ich vorher gemeint. Kommt Ihnen das bekannt vor, diese eklatanten Überschreitungen bei den Projekten? Verdoppelung, 200 Prozent, 300 Prozent Überschreitung ist Normalität, kommt ununterbrochen vor. 

Planungschaos neue EDV fürs AKH: Mehrfache Umschreibungen der Leistungsverzeichnisse während der Ausschreibung, eine Vervierfachung der Kosten auf 4 Millionen EUR, meine Damen und Herren. 

Beim KAV die Fehlplanung vom Geriatriezentrum Süd: Statt 36 Millionen waren es am Ende 50 Millionen. Auch hier gab es mehrmalige Änderungen der Planung, während der Bauphase sogar noch, Honorarerhöhungen des Generalplaners. – 14 Millionen Schaden für den Wiener Steuerzahler.

Jetzt kommen ein paar Schmankerln für die Liebhaber der Günstlingswirtschaft. Der Compress Verlag – das kann man ja gar nicht erfinden, das würde man ja normalerweise nicht glauben –, ein Verlag, eine Firma, die für zehn Jahre die Betreuung der Auslandsbüros der Stadt Wien in einem Volumen von 140 Millionen EUR bekommt – 2 Milliarden Schilling –, ohne wirkliche Ausschreibung, meine Damen und Herren. Das kannst du normalerweise nicht erfinden, das glaubt dir keiner. Da sagt jeder, so was gibt es nicht in der Realität. Also 146 Millionen EUR ohne Ausschreibung an den Compress Verlag, meine Damen und Herren, gehen ebenfalls auf das Konto der Wiener SPÖ. 

Die Bewilligung der mobilen Werbeträger mit Bevorzugung der Gewista, zum Teil ohne entsprechende Bauverhandlung: Zum Teil werden die so aufgestellt, dass die Autofahrer beeinträchtigt werden. Auch wieder ein klassisches Gustostückerl aus dem Repertoire der Bevorzugung bestimmter Gruppen durch die Wiener SPÖ.

Wie kommt man in Wien zu einem Luxusgeländewagen? Ganz einfach! Man arbeitet bei der HausbetreuungsGmbH, einer Tochterfirma von Wiener Wohnen. Fast 70 000 EUR für den SUV des dortigen Geschäftsführers! – Da hat es dann sogar einmal Konsequenzen gegeben. Also das ist einer der ganz wenigen Fälle, die wir erlebt haben in den letzten Jahren, wo es einmal auch personelle Konsequenzen gegeben hat. Ich möchte nicht wissen, was da noch alles dahintergesteckt ist und was das Kontrollamt nicht aufgedeckt hat. 

Und natürlich das Highlight, möchte ich fast sagen, der Vetternwirtschaft und Freunderlwirtschaft in der letzten Periode: Volksprater, die Mongon-Beauftragung. Großes Theater rundherum! Eineinhalb Millionen Euro Honorar nach Frankreich verschickt. Und was ist am Schluss herausgekommen? Gar nichts! Die ganze Planung war letzten Endes für den Mistkübel und das 60 Millionen Debakel am Riesenradplatz. Da kann ich wirklich nur gratulieren.

In der Kultur gäbe es jede Menge, die Kultur ist ja für uns Kontrollausschussmitglieder eine Sensation, die gibt echt was her. Was da immer kommt, meine Damen und Herren! Ich zähle es jetzt nur kursorisch auf, denn da fehlt mir wirklich die Zeit, da laufe ich sozusagen aus. 

Das International Theatre. Das Birdland: Was dort an Kontrolle gefehlt hat! Da wurde nicht einmal geschaut, was mit dem Geld aus der Subvention passiert und wie das für den Bau verwendet wird. Das können Sie alles nachlesen in dem Kontrollamtsbericht. – 700 000 EUR Schaden. 

Das Musical „Wake Up": Mangelnder Erfolg, zu viele Freikarten, völliger Flop. Es geht weiter, also wirklich, die Kultur gibt viel her. 

Wiener Symphoniker: Erhöhung statt Einsparung. 

Dann verschiedenste Kulturprojekte: Der Verein Net.site, das Wiener Lustspielhaus, auch wieder aus dem Repertoire der Freunderlwirtschaft, und natürlich der Umbau des Ronacher. Auch wieder einmal satte 50 Millionen, wo das Kontrollamt schon im Bericht feststellt, dass kurzfristig mit weiteren Sanierungsmaßnahmen zu rechnen sein wird. Also eine neverending story, ein 50 Millionen Denkmal für den Stadtrat in diesem Bereich.

Dann gibt es noch einen Akt, den ich Ihnen noch besonders ans Herz legen will aus dem großen Fundus der 600 Berichte, zum Teil wirklich tollen Berichte des Kontrollamtes in der abgeschlossenen Periode, das ist der Akt rund um die Grundstückstransaktionen Messe – Krieau – Prater-Stadion. Den haben wir vor einigen Jahren hier herinnen gehabt – es werden sich viele daran erinnern –, und wir haben damals vehement dagegen opponiert. Wir haben gesagt, das ist ein Blödsinn, wie das ausgeschrieben und gemacht wird. Ich will jetzt nicht mehr die ganze Geschichte aufwärmen, ich möchte das heute nur deshalb besonders ins Rampenlicht stellen, weil Sie heute, wenn Sie zur Wiener Messe fahren, im Eins-zu-eins-Modell erleben können, wie in Wien Steuergeld verschwendet wird. 

Das Einkaufszentrum beim Prater steht einstweilen, das Viertel Zwei steht einstweilen, die Gebäude beim Union-Sportplatz sind vor Baubeginn. Da reden wir über hunderte Millionen Euro. Die 32 Millionen, die damals hier als Kaufpreis festgestellt wurden, die waren – und da kenne ich mich wirklich aus – lächerlich wenig, meine Damen und Herren, denn mit der Abzinsung und den ganzen Abzügen, die dann noch zu machen waren, wären wir ungefähr bei 20 Millionen EUR. Da hat die Stadt Wien einen dreistelligen Millionenbetrag, der dort lukrierbar gewesen wäre, verschwendet, meine Damen und Herren, und zwar wirklich nur durch Blindheit und Unvermögen. Das kann man nur in dieser Deutlichkeit darstellen.

Noch ein zweiter Punkt ist interessant. Ich weiß nicht, ob sich das die KollegInnen schon einmal angeschaut haben. In diesem Akt wurde uns damals hier herinnen gesagt, dass 107 000 m² Nettonutzfläche dort gebaut werden. Das war die Grundlage für den Akt, dem man zustimmen konnte oder auch nicht. 

Wenn ich heute nur auf die Homepages der Immobilien Develop in diesem Gebiet gehe und zusammenzähle, was die selber sagen, was sie dort gerade bauen oder schon gebaut haben, so sind das 142 000 m². Das hätte ich gerne einmal erklärt, wie dieses Aufblasen von 107 000 auf 142 000 geht und wie das mit dem städtebaulichen Leitbild für Prater/Krieau noch im Zusammenhang steht, meine Damen und Herren. Das ist reine planerische Willkür! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn man jetzt das alles zusammenzählt, nur diese knapp 20 Berichte, die ich jetzt zitiert habe – von den anderen 580 rede ich gar nicht –, kommen wir an 100 Millionen EUR, die in einer einzigen Legislaturperiode von Ihnen verschwendet werden. Und das Schlimme ist: Es gibt keine Sanktionen. Wie der Kollege Tschirf gesagt hat: Es passiert nichts! Egal, wie viele Millionen hinausgepulvert werden, es bleibt ohne jegliche Konsequenzen. Und das ist eine ganz üble Message auch für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieses Hauses: Wurscht, was ich mache, es passiert nie etwas! 

Meine Damen und Herren! Das ist wirklich eine extrem altvaterische Art von Politik, die dringendst korrigiert gehört. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben ein System der Abgehobenheit und Intransparenz aufgebaut, das durchaus am Ende sein mag. Aber wenn Sie schon, meine Damen und Herren – jetzt komme ich auf das eingangs Gesagte zurück –, die Frau Staatssekretärin Marek immer beim Vornamen nennen, Sie wissen, in der Hurrikan-Saison werden die Hurrikans immer quasi nummeriert von A bis Z und mit Namen versehen. Also der Hurrikan „Christine", meine Damen und Herren, wird Sie am 10. Oktober dieses Jahres heimsuchen. Der wird einen ordentlichen frischen Wind in diese Amtsstuben hier bringen und der wird die absolute Mehrheit der SPÖ in dieser Stadt wegfegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Und ich erteile es ihm. 
9.31.36

†GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Schönen guten Morgen! 

Lassen Sie mich am Beginn vielleicht den Vergleich weiterspinnen, den der Kollege Neuhuber hier vorgetragen hat. Nachdem wir gehört haben, dass der Herr Bürgermeister der Papst ist für die SPÖ, und das Kardinalskollegium gleichzusetzen ist mit den Stadträten, ist vielleicht der liebe Gott der Bruno Kreisky. Ich weiß es nicht so genau. Einen Teufel gibt es natürlich auch für die SPÖ in Wien, einen, der an allem schuld ist, was man selber verbockt hat, das ist die schwarz-blaue Regierung. Mich hat ja gewundert, dass wir im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte nicht einen Beschlussantrag der SPÖ bekommen haben, in dem gestanden ist, dass die schwarz-blaue Regierung für alle Zeit für alle eigenen Versagen zuständig ist. Das hätte mir noch gefehlt. Vielleicht kommt es ja noch einmal. 

Das System SPÖ, meine Damen und Herren, was bedeutet das? Das bedeutet zum Ersten einmal ein Subventionsgeflecht. Da werden unzählige Organisationen und Veranstaltungen im Nahebereich oder im Umfeld der Partei bedient. Vom Donauinselfest abwärts werden Veranstaltungen gefördert, werden Vereinerl gefördert, werden Freunderl gefördert, die alle dazu beitragen müssen, dass das System SPÖ in dieser Stadt überleben kann. Das System SPÖ bedeutet aber auch Millionenbeträge, Zigmillionenbeträge für Informationskampagnen jeder einzelnen Geschäftsgruppe. 

Wir kennen das ja. Wenn wir eine Tageszeitung aufschlagen, dann lächelt uns fast jeden Tag – je näher die Wahl kommt, natürlich umso intensiver – entweder der Herr Bürgermeister oder irgendeiner der Stadträte oder Stadträtinnen entgegen. Auf etlichen Seiten bunter Beilagen, Informationsgehalt oftmals gleich gegen null gehend, aber natürlich schön anzuschauen. Und einen Nebeneffekt hat das natürlich auch: Man kann die Zeitungen ein bisschen unterstützen und dann auf gute Berichterstattung hoffen. 

Das System SPÖ bedeutet aber auch Steuergeldverschwendung. Das muss man so sagen, wie es ist. Wir haben es ja auch schon gehört von den Kollegen, die vor mir gesprochen haben. Ich werde es Ihnen ersparen, jetzt jeden einzelnen Skandal noch einmal aufzulisten und auf jeden einzelnen einzugehen, vielleicht nur die Highlights. 

Wir haben schon gehört: Skylink, Flughafen Wien AG. Das ist eine unendliche Geschichte, und wir wissen ja, das ist der SPÖ-Wien besonders unangenehm. Aber es ist schon ein bisschen forsch, wenn der Herr Bürgermeister sagt, das ist dort zu lösen und geht mich nichts an. Wörtliches Zitat. Also so kann man sich auch nicht aus der Verantwortung stehlen, meine Damen und Herren. Skylink beziehungsweise die Flughafen Wien AG sind das beste oder eigentlich das schlechteste Beispiel, wie politische Einflussnahme zu Versagen im Management führt. 

Es ist natürlich auch ganz interessant, wenn da der Klubobmann der ÖVP, der Herr Dr Tschirf, sich hinstellt und von der bösen SPÖ redet. Wie wir wissen, gibt es ja dort einen strengen Verteilungsschlüssel, vom Vorstand abwärts wahrscheinlich bis zur Putzfrau, zwei Teile SPÖ, ein Teil ÖVP. Das ist dort durchgängig vorgenommen worden. 

Sie haben auch richtig gesagt, Herr Klubobmann, da gibt es so etwas wie einen Syndikatsvertrag, der der SPÖ-Wien einen sehr großen Einfluss verschafft innerhalb der Flughafen Wien AG. Das stimmt, aber bei einem Vertrag sind immer mindestens zwei Vertragspartner. Einer davon ist, wie Sie richtig gesagt haben, die Stadt Wien, ist gleich SPÖ-Wien, da gibt es aber noch einen Vertragspartner, das ist das Land Niederösterreich. Sie werden wissen, wer dort der Landeshauptmann ist. Auch der hat einiges mitzuverantworten beim Skylink und beim Flughafen Wien Skandal. 

Der Schaden ist noch nicht absehbar, die Bauzeit ist auch noch nicht absehbar. Wir werden sehen, was da noch wirklich dabei herauskommt. 500 Millionen EUR Schaden, glaube ich, sind einmal nicht zu tief angesetzt. 

Im Bereich Aktienveranlagung haben wir auch Millionen Euro Schaden. Wir haben einen Rechnungshofbericht gelesen über U-Bahn-Bau mit 5 Millionen EUR Mehrkosten. Ausbau Ronacher haben wir auch schon gehört: etliche Millionen Euro Schaden. Zentralfeuerwache haben wir auch schon gehört, da brauchen wir nicht mehr darüber zu reden: 33 Millionen EUR Überschreitung. Prater-Vorplatz Debakel – das sogar dazu geführt, dass eine Stadträtin den Hut nehmen musste –: etliche Millionen Euro Schaden. Auch von der Hausbetreuungs- und AußenbetreuungsGmbH haben wir schon einiges gehört. Und so weiter, und so fort, und so weiter und so fort. 

Das System SPÖ-Wien bedeutet aber auch – und das ist das Traurigste neben den Steuergeldverschwendungen – enorme Belastungen für den Steuerzahler. Seit 1. Jänner 2006 haben wir insgesamt 56 Gebührenerhöhungen, und die Liste ist wahrscheinlich noch nicht zu Ende. Wir fürchten, dass da noch einiges dazukommt. Ich erspare es mir, das jetzt alles vorzulesen. Ich glaube, Sie werden es ja selber sogar besser wissen, wie viele und welche Gebühren da alle erhöht wurden. Sie waren da durchaus kreativ. Kehrtarif Rauchfangkehrer wurde erhöht, Strompreis wurde nicht einmal, sondern mehrmals erhöht, Fernwärmetarif, Kanalgebühren, Müllgebühren, Spitalskostenbeiträge, Rettungs-, Krankentransport und so weiter und so fort. 

Wir kennen dann auch das Problem mit der Valorisierung. Traurig nur, dass immer nur einseitig valorisiert wird und nicht auch auf der anderen Seite valorisiert wird. Das haben wir auch gestern schon gehört. Das haben wir ein paar Mal schon gehört, das werden wir noch öfter hören. 

Das Ganze hat natürlich auch einen Einfluss auf den Wirtschaftsstandort Wien. Auch das haben wir schon gehört, es sei nur ganz kurz noch einmal gesagt: Die SPÖ-Wien hat es geschafft, dass Wien bei der Arbeitslosenrate im Bundesländervergleich auf dem letzten Platz ist – 8,1 Prozent, Mai 2010, laut Statistik –, und Wien hat es auch geschafft, dass wir bei der Schaffung von Arbeitsplätzen ein Minus im Vergleich von 1994 zu 2010 haben. Auch als einziges Bundesland. 

Der Vergleich macht uns leider sicher: Das System SPÖ trägt dazu bei, dass in dieser Stadt einiges schiefgeht. Wir würden uns wünschen, was in einer Stadt oder in einem Verwaltungsapparat eigentlich selbstverständlich ist: Schluss mit Freunderlwirtschaft, Schluss mit politischer Einflussnahme, Korruption und Verschwendung! Wir würden uns wünschen Transparenz und Fairness bei Vergabe und Aufträgen und bei der Abwicklung von Vergabeverfahren. Wir würden uns wünschen Qualität bei Postenvergabe und Bestellungen. 

Und wir sind der festen Überzeugung: Wer politisch so stark Einfluss nimmt, sollte dann auch Manns genug oder Fraus genug sein, um politische Verantwortung zu übernehmen. Wenn Sie das selber nicht machen wollen, nimmt Ihnen der Wähler wahrscheinlich am 10. Oktober diese Aufgabe ab und wird Ihnen das Ergebnis präsentieren. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zur Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 
9.38.59

†GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben in den letzten Tagen schon einige Punkte des heutigen Themas angesprochen. Ich glaube, der wesentliche Punkt ist, dass man sagen kann, Baukultur ist ein Spiegel der Gesellschaft. Wie wir alle wissen, ist in der Bauwirtschaft sehr viel Geld zu holen, und es gibt auch sehr viele Netzwerke in der Bauwirtschaft. 

Da möchte ich Ihnen ein Erlebnis erzählen, das ich vor Kurzem hatte. Ich habe ein Pressegespräch zum Thema Fehlplanungen der SPÖ gemacht und habe so in einem Nebensatz gesagt, aber bei einigen Flächenwidmungen wird die ÖVP auch zustimmen. Dann hat ein Journalist nachgefragt, welche Flächenwidmungen oder welche Bauprojekte das sein werden. Dann habe ich nachgeschaut und habe gesagt: Eigentlich, wenn ich es mir jetzt einzeln durchschaue, ist es überall dort, wo sie den Bezirksvorsteher stellt. 

Ich muss es wirklich sagen, ich finde es ein bisserl scheinheilig, sich hier aufzuspielen, so mit der superweißen Weste, denn Sie sind genau ein Teil des Systems, und Sie regen sich immer nur dann auf, wenn nicht einer von Ihnen auch bevorteilt wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich kann zwar einige Analysen des Herrn Neuhuber durchaus teilen, also wir sind uns sicher einig, dass wirklich vieles schiefläuft in diesem Bereich, aber ich kann Ihnen nicht die Wahrheit ersparen, dass in vielen Fällen auch ÖVP-nahe Unternehmen profitieren und Sie sich wirklich immer nur auf die Beine stellen, wenn die übergangen werden. 

Ich möchte meine Rede so aufbauen: Wie geht man normalerweise an ein Bauprojekt heran, was sind so Grundlagen, die ich brauche, und was ist da in den letzten Jahren schiefgelaufen bei der Verwaltung?

Zuerst einmal braucht es einen Bauherren, der ein Verantwortungsgefühl für seine Aufgabe hat. Ich möchte Ihnen daher aus dem Baukulturreport zitieren, den ich hier schon ab und an erwähnt habe. Da geht es nämlich genau darum, dass einfach die Bauwirtschaft ein wesentlicher Faktor ist für unser Wirtschaftsleben und dass die öffentliche Hand hier eine besondere Verantwortung hat. Dieses Konvolut hat fünf Bände. Es hat leider letztlich am Geld gefehlt, weil Minister Bartenstein nicht bereit war, ich glaube, 20 000 EUR oder 30 000 EUR für den Druck dieses Werkes bereitzustellen, damit es auch wirklich alle Bürgermeister in Händen halten. Das wäre auch eine Möglichkeit gewesen, wo Sie hätten Einfluss nehmen können. 

In diesem Baukulturreport wird begonnen mit dem Thema Verantwortung. Ich möchte es jetzt wörtlich zitieren, weil es wirklich wichtig ist: „Die öffentlichen AuftraggeberInnen sind Träger einer besonderen Verantwortung gegenüber der Gesellschaft. Sie haben Vorbildfunktion und sind SachwalterInnen der BürgerInnen. Ein öffentliches Gebäude ist Spiegelbild unserer Gesellschaft, es drückt das gesellschaftspolitische Klima einer Kommune aus." 

Nach all den Dingen, die in den letzten Jahren in Wien passiert sind, muss man dann wirklich sagen, es ist höchst bedenklich. Es braucht also zuerst den Bauherren, der Verantwortungsgefühl hat, und es bräuchte auch eine gewisse Transparenz, vor allem bei der öffentlichen Hand: Was will ich? Was habe ich vor? Vielleicht eine öffentliche Diskussion, ob dieses Vorhaben intelligent ist.

Im Fall Stephansplatz hat es eine Diskussion über diesen Zubau des Doms auf öffentlichem Grund gegeben. Das hätte mit einem Paragraphen der Bauordnung jetzt durchgesetzt werden sollen – auf Widerruf. Das ist auch schon beim Riesenradplatz so gemacht worden. Das ist einfach eine Missachtung der Grundlagen, wie Bauvorhaben abzuwickeln sind. Das ist kein Bauvorhaben, das jetzt wirklich auf Widerruf zerlegbar und wegräumbar ist. Da kann ich nicht sagen, das ist so eine kleine Punschhütte, die räume ich dann eh wieder weg, sondern das ist wirklich eine Ausnützung, um hier ein persönliches Interesse durchzusetzen. 

Auch in diesem Fall muss man sagen, hat es zwischen Stenzel, Konrad, Häupl eine Superkoalition gegeben, wo man versucht hat, das wider besseren Wissens durchzusetzen. Gott sei Dank steht, wie ich gehört habe, die Erzdiözese jetzt nicht mehr hinter diesem Projekt. Es hätte eben ein Konrad-Denkmal direkt am Stephansplatz werden sollen. Es schaut Gott sei Dank momentan so aus, dass es nichts wird. Jedenfalls vor der Wahl haben wir das nicht zu befürchten.

Wenn es also diesen Bauherren mit dieser Verantwortung gäbe, würde sich dieser dann auf die Grundstückssuche machen. Hier wiederum muss ich sagen, das anschaulichste, größte und wichtigste Baubeispiel ist sicher das Krankenhaus Nord. Wir haben es auch schon mehrmals diskutiert. Da ist es auch unglaublich, wie die Stadt Wien hier vorgegangen ist, um ein Unternehmen zu begünstigen. Die Ausschreibeformalitäten wurden so formuliert, dass man gesagt hat, derjenige, der dort die Baufirma ist, muss auch das Grundstück mitbringen. Das ist höchst unüblich, es wird überall abgelehnt, es wird überall abgeraten davon, das zu machen, weil das ja klarerweise den Wettbewerb verzerrt. Welches Bauunternehmen hat schon nördlich der Donau ein Riesengrundstück zur Verfügung? Dementsprechend haben sich sehr wenige gemeldet, und letztlich musste man dann einsehen, dass es doch nicht geht, aber dadurch hatte man schon Jahre verloren. Und das alles kostet auch Geld. 

Wenn man ein Grundstück hat, dann läuft es oft so – wir haben ja gestern einige Fälle besprochen –, dass vielleicht die Widmung nicht passt, und dann wird Druck gemacht, damit man die passende Widmung bekommt. Auch hier kann wiederum sehr gut eine Begünstigung durch eine Umwidmung stattfinden. 

Der nächste Schritt ist die Vergabe. Da gäbe es eigentlich das Vergabegesetz, an das sich die öffentliche Hand und die ausgegliederten Unternehmen zu halten hätten. Aber wie man beim Riesenradplatz gesehen hat oder – auch schon angesprochen – bei der Vergabe an den Mongon, es gibt wirklich etliche Beispiele, da wird direkt vergeben, weil einem jemand zu Gesicht steht, weil man den vom Studium kennt, weil man hier irgendwelche Geschäfte abzuwickeln hat. Es kommt nicht der Beste zum Zug, sondern wiederum wird jemand hier begünstigt. 

Das Ganze setzt sich dann fort in der Bauabwicklung. Auch hier wäre das Vergabegesetz anzuwenden, um eben einen Wettbewerb sicherzustellen, um möglichst vielen die Chance zu geben, hier teilzunehmen und wirklich eine gute Wirtschaftsleistung zu bringen. Hier sollte das Prinzip gelten, dass der Best- und nicht der Billigstbieter drankommt, aber auch hier hat die öffentliche Hand immer wieder gezeigt, dass man das umgeht und dann auch noch stolz darauf ist, wie geschickt man das eingerichtet hat, dass man sich nicht ans Vergabegesetz hat halten müssen.

Bei der Bauabwicklung selbst gäbe es, wie gesagt, auch die Möglichkeit, immer auch in kleinen Portionen auszuschreiben, damit kleinere Unternehmen zum Zug kommen, kleinere Volumen bestellt werden. Es gäbe auch die Möglichkeit für die öffentliche Hand, diese Unternehmen fair zu bezahlen. Wie ich höre, ist das auch nicht der Fall. Immer wieder höre ich von Leuten aus der Bauwirtschaft, dass die Zahlungsmoral der Stadt Wien letztklassig ist. Hier könnten Sie wirklich etwas verbessern. Hier vermisse, ehrlich gesagt, auch die Kritik der so genannten angeblichen Wirtschaftspartei. Die habe ich überhaupt noch nie etwas dazu sagen hören. 

Beispielsweise gibt es die Modalität, wenn man Aufträge der Stadt Wien hat, dass erst 90 Tage nach Freigabe bezahlt wird, also erst, nachdem das geprüft worden ist. Es gibt keine Anzahlungen oder Teilrechnungen. Also für kleine Wirtschaftstreibende ist es wirklich schwierig, und da könnten Sie ganz leicht etwas tun. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Was die Bauabwicklung betrifft, möchte ich doch auch den Skylink erwähnen. Ich weiß nicht, ob Sie schon einmal so wirklich realisiert haben, dass wir in Wien momentan ohne wirklich gut ausgebauten Flughafen dastehen, der Westbahnhof wird umgebaut, ist schwer zu benutzen, und gleichzeitig ist die Baustelle Zentralbahnhof im Gange. Wer sich das ausgedacht hat, all diese großen Infrastrukturprojekte gleichzeitig abzuwickeln, oder wer nicht fähig war, es besser zu planen, diese Frage sollte man sich auch einmal stellen.

Auch hier muss ich sagen, beim Skylink ist ja die ÖVP auch nicht ganz unbeteiligt. Man kann wirklich leider schließen, wie es eine Journalistin vor Kurzem in einem Kommentar geschrieben hat – ich zitiere: „Es sind Pfuscher in Chefsesseln. Das kostet uns alle viel Geld, vor allem auch die beteiligten Unternehmerinnen und Unternehmer." 

In einem Punkt muss ich dem Herrn Neuhuber wirklich recht geben. Immer, wenn man etwas aufdeckt, wenn man einen Akt genau liest, wenn man feststellt, dass da etwas nicht passt, wir zuerst einmal abgestritten. Der nächste Schritt ist, die Kritiker anzugreifen und zu verunglimpfen, und dann wird halt versucht, das einfach durchzusitzen. 

Ich habe das, ehrlich gesagt, vor allem auch beim Riesenradplatz vermisst. Sie haben da immer zugestimmt, und erst in letzter Minute, als wirklich das Kontrollamt schon gesagt hat, he, das passt nicht, hat sich die ÖVP draufgesetzt und hat in relativ billiger, populistischer Manier dann plötzlich auch zu tönen begonnen, anstatt vorher sich die Akten durchzusehen und wirklich der Oppositionsrolle gerecht zu werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Eines muss ich jetzt auch noch sagen: Sie haben uns damals vorgeworfen, dass wir dem Misstrauensantrag gegen die Frau VBgmin Brauner nicht zugestimmt haben. Das hatte wirklich gute Gründe. Ich glaube, es ist auch deshalb sehr anschaulich zu belegen, weil der Riesenradplatz in etwa das Gleiche gekostet hat wie die Feuerwache, also diese 50 Millionen EUR. Ich muss sagen, das versteht jedes Kind, dass da ein gewaltiger Unterschied besteht, dass der Riesenradplatz eine mit Styropor verkleidete Betonhütte ist, die jetzt schon auseinanderfällt, dass die Hälfte noch immer leersteht, dass hier eine Direktvergabe stattgefunden hat, dass man sich nicht an die Bauordnung gehalten hat, dass sich der PPP-Partner schön abgeputzt hat und die kleinen Handwerker zum Handkuss gekommen sind. Die haben nämlich ihr Geld nicht gesehen. Und das ist die wirkliche Frechheit, dass durch Ihre dilettantische Arbeit nicht nur wir alle geschädigt werden, sondern eigentlich auch jeder Einzelne, der sich fair am Wirtschaftsleben beteiligen will.

Wenn jetzt die ÖVP schreit, Skandal und dies und das, Sie müssen schon aufpassen, gerade auch bei dem Fall Feuerwache. Was wird passieren? Es ist budgetiert gewesen mit, ich glaube, 15 Millionen EUR, und jetzt tönen Sie alle: 300 Prozent Verteuerung! Was wird die SPÖ jetzt machen in Zukunft? Was glauben Sie? Sie wird alles doppelt oder dreifach so hoch ansetzen, damit sie sich dann am Schluss herstellen und sagen kann: Na super! Wir haben die Hälfte eingespart. Aber das ist auch nicht gut für unsere Wirtschaft und für unser gutes Auskommen mit unseren Steuergeldern. (StRin Ing Isabella Leeb: Wollen Sie das auch noch verteidigen?) 

Nein, nein! Sicher, es ist vieles schiefgelaufen, aber man muss auch sagen, die Frau VBgmin Brauner war in meinen Augen weniger beteiligt als der Herr StR Ludwig mit der MA 34. Ja, die Feuerwache als Bauherr hat offensichtlich nicht gewusst, was sie will. Die MA 68 hat einen armen Feuerwehrmann – mein Kollege hat es schon mehrfach erwähnt – als Bauzuständigen eingesetzt, der zu Einsätzen ausrücken musste. Es ist klar, dass das nicht funktionieren kann, dass man einen Bauherrn braucht oder einen Bauherrnvertreter, der eine Ahnung hat. Aber sich jetzt hinzustellen und das mit dem Riesenradplatz zu vergleichen, das finde ich wirklich unseriös. 

Das ist genau das Problem an der ganzen Sache, und damit komme ich jetzt zum Schluss. Ich habe versucht, das Thema von A bis Z durchzuarbeiten. Was ist wirklich in jedem Bereich gleich? Zuerst ist einmal eine Intransparenz. Gewisse Leute mauscheln sich etwas aus. Was auch nicht unerwähnt bleiben dürfte, der Augarten, zum Beispiel. Da hat sich auch Häupl mit Bartenstein zusammengesetzt, oder war auch der Nettig dabei, ich weiß es nicht: Ja, das Grundstück, wisst ihr was, keine öffentliche Diskussion, das geben wir den Sängerknaben. 

So kann das in der Stadt nicht funktionieren. Die Stadt ist kein Selbstbedienungsladen. Die Grundstücke sind rar, sie gehören uns allen, Sie haben nur die Aufgabe, sie zu verwalten. Aber wir erwarten uns eine öffentliche Diskussion über Nutzung von Grundstücken und nicht ein Gemauschel hinter verschlossen Türen, wo die roten Gemeinderätinnen und Gemeinderäte und Verantwortlichen genauso beteiligt sind wie die schwarzen.

Was ist nun noch festzustellen neben dieser Intransparenz? Ein gewisser Dilettantismus. Ich vermute aber, dass das nicht immer unabsichtlich ist. Man kann sich da ganz gut verstecken. Es gibt dann oft einen Schuldigen. Ein armer Beamter wird dann irgendwo hergezerrt, und der ist dann der Schuldige, so wie wir es auch schon beim Widmungsskandal vor einigen Jahren hatten. Dann wird einer geopfert, und der war dann schuld. 

Aber wer in Wahrheit profitiert, ist das Netzwerk. Und das Netzwerk ist das Netzwerk SPÖ mit einigen Deals auch mit der ÖVP. Marillenalm – wir haben das gestern auch schon diskutiert – und solche Sachen, wo wir alle wissen, das ist nicht in Ordnung. Es ist nicht in Ordnung, dass in einem Parkschutzgebiet gebaut wird. Es ist nicht in Ordnung, wenn hier über den Bürgerwillen drübergefahren wird und Sie sich benehmen, als würde die Stadt Ihnen gehören. 

Diesen Vorwurf, den muss man natürlich der SPÖ machen. Sie ziehen alles beinhart durch, Sie sitzen es aus. Heute ist kaum jemand anwesend – Gott sei Dank, die Frau Finanzstadträtin, den ebenfalls verantwortlichen StR Ludwig habe ich auch schon gesehen, und es ist gut, dass die Gemeinderäte, die da sind, Interesse zeigen –, aber es ist trotzdem in Anbetracht der Wichtigkeit des Themas – es geht immerhin um unsere Stadt – bedauerlich und bedenklich, dass Sie hier kein Interesse zeigen. 

Wer profitiert, ist das System, und die Allgemeinheit zahlt. Ich glaube, das ist genau der Grund, warum Sie sich so wehren gegen das Thema städtebauliche Verträge, Planwertgewinn, dass hier ein bisschen Transparenz geschaffen wird, dass einmal klar ist, wie viel Geld hier in diesem ganzen Bereich gemacht wird. Deswegen wehren Sie sich so, weil Sie das sehr genießen, dass Sie die Tür zumachen können. Polstertür zu, und dahinter wird ausgemacht zwischen dem Bürgermeister und irgendeinem Baumenschen, Bank Austria Immobilien, egal, wer, Sie sind ja alle verflochten. Sie schieben es sich gegenseitig zu. Und wenn man die Türe zumachen kann, wenn es hier keine Regelungen gibt, dann ist das natürlich viel gemütlicher. 

Eines ist klar: Die Leute haben in den letzten Jahren sehr wohl gesehen, und sei es nur punktuell bei verschiedenen Bauvorhaben, was hier schiefläuft. Und ich glaube auch, dass Sie das nicht länger organisieren können, dass das so vertuscht wird, dass nicht offensichtlich wird, wie das Ganze läuft und wer die Profiteure sind. 

Ich glaube, Sie verkaufen die Leute für blöd, ich glaube, Sie irren sich, und ich bin mir sicher, Sie werden am 10. Oktober die Rechnung dafür bekommen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm. 
9.54.55

†GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Die ÖVP hat uns heute zu einer Sondersitzung, zu einer vorsommerlichen Sondersitzung, wenn ich mir die Themenstellung anschaue, eingeladen, wobei es eigentlich darum geht, den ganzen Vormittag oder wie lange die Sitzung dauern wird, die Stadt Wien schlechtzureden, der Stadt Wien Versäumnisse vorzuwerfen und im Prinzip die Stadt Wien einfach in einem negativen Licht erscheinen zu lassen, meine Damen und Herren. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Während Sie sich im Kritiksumpf bewegen, arbeiten wir für die Wienerinnen und Wiener (GR Marco Schreuder: Wir auch!), kämpfen wir gegen die Krise und sichern wir die Arbeitsplätze und die Ausbildungsstätten in Wien. Und das ist die Aufgabe, die die Politik hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben mit sehr, sehr großem finanziellen Aufwand in den letzten zwei Jahren gegen die Krise angekämpft, und das ist nur möglich gewesen, weil wir in guten Zeit gespart haben und jetzt in den wirtschaftlich schlechten Zeiten genug Manövriermasse haben, um Geld auszugeben. 

Und wenn Sie uns Verschwendung vorwerfen, dann nehmen Sie zur Kenntnis: Der Schuldenstand der Stadt Wien im Vergleich vom Jahr 2009 zum Jahr 2000 ist um 10 Prozent geringer trotz der massiven Investitionen, die wir 2009 zur Belebung der Konjunktur und zur Sicherung der Arbeitsplätze getätigt haben. Der Schuldenstand des Bundes hingegen, wo seit neun Jahren ein ÖVP-Finanzminister die Verantwortung für die Finanzen hat, ist um 40 Prozent gestiegen. Und das ist die Verschwendung, die stattfindet: im Bund durch den ÖVP-Finanzminister und nicht in der Stadt Wien durch die Wiener Stadtregierung. (Beifall bei der SPÖ.)
Unsere Arbeit stimmen wir auch mit der Bevölkerung ab, was die ÖVP und die Opposition sehr gerne übersehen. Wir haben eine Volksbefragung gemacht, und jeder Punkt, der hier abgefragt wurde, wird auch umgesetzt. Wir können regieren und wir machen es auch. Wir müssen nicht plakatieren wie die ÖVP, was wir wollen, sondern wir plakatieren, was wir machen. Und das ist ein Qualitätsmerkmal von uns. (Beifall bei der SPÖ.)
Seit heute ist der Hundeführschein in Kraft. Die Bevölkerung will es. Wir haben es gemacht. Wir können es. 

Wir werden ab September die Gesamtschule weiter ausbauen. Die Bevölkerung will es. (GRin Veronika Matiasek: Die Gesamtschule?) Die Ganztagsschule. Ich würde sagen, streiten wir nicht über Namen (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.), wichtig ist, dass die Kinder den ganzen Tag betreut werden. Die Bevölkerung möchte es. Wir können es, und wir machen es. (Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Die Bevölkerung möchte, dass die U-Bahn 24 Stunden fährt. Die SPÖ setzt es um. Ab 3. September wird die U-Bahn zu den Wochenenden 24 Stunden fahren. Wir können es, wir machen es, und wir sind die Einzigen in der Stadt, die es auch machen. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Die Bevölkerung möchte nicht die grünen Phantasien einer City-Maut. Wir werden sie auch nicht einführen, weil wir sie als Einzige auch nicht einführen müssen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist einzig und allein eine Häupl-Phantasie!) 

Die Bevölkerung möchte Hausbesorger haben. Wir werden dafür sorgen, dass wir auch die Hausbesorger in der guten Qualität, wie sie die schwarz-blaue Regierung vor zehn Jahren abgeschafft hat, wieder einführen. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein klarer Beweis: Regieren heißt agieren, heißt Verantwortung übernehmen und nicht nur mieselsüchtig alles schlechtzureden, was in der Stadt stattfindet. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte kurz auch auf die Maßnahmen eingehen, die wir in Wien zur Konjunkturbelebung gesetzt haben. Die Wirtschaftsleistung ist ja 2009 um 3,6 Prozent österreichweit zurückgegangen, in Wien natürlich auch zu einem bestimmten Prozentsatz, und daher möchte ich kurz vorstellen, was wir alles zur Nachfragebelebung gemacht haben. 

Wir haben bereits sehr frühzeitig, wie sich das abgezeichnet hat, nämlich am 23. September 2008, - ich erinnere, am 15. September sind die Lehmann-Brothers, die große Bank in den USA, in Konkurs gegangen, und damit wurde die Krise auch ausgelöst - eine Wirtschafts- und Infrastrukturoffensive vorgestellt, die den Standort Wien sichern soll. 

Am 28. 10. 2008 haben wir einen Wiener Konjunktur- und Beschäftigungsgipfel mit den Sozialpartnern abgehalten und ich kann mich noch gut erinnern, wie die ÖVP dagegen gewettert hat, dass wir damals bereits die ersten Maßnahmen gesetzt haben, und wir haben im November bereits im Budgetvoranschlag für 2009 die ersten konjunkturwirksamen Maßnahmen beschlossen, nämlich 573 Millionen EUR mehr Investitionsbudget im Voranschlag und das Konjunkturpaket zusätzlich noch mit 100 Millionen EUR. Und das ist eine gute Bilanz, die wir haben, und die Früchte können wir auch jetzt ernten, weil wir besser durch die Krise kommen wie viele andere Länder, und auch andere Bundesländer. (Beifall bei der SPÖ.)
Unser Konjunkturpaket war sehr umfassend. Wir haben die Banken einbezogen, wir haben die Landwirtschaft einbezogen, wir haben die Wissenschaft, die Forschung animiert mitzuarbeiten, wir haben in den Wiener Stadtwerken eine Investitionsoffensive losgetreten. Die Stadtwerke haben Investitionen vorgezogen, um Beschäftigung zu sichern. Wir haben im Gesundheits- und Sozialbereich, vor allem in der Betreuungseinrichtung für die Menschen, sehr massiv ausgebaut, wir haben am Arbeitsmarkt Maßnahmen gesetzt, um Beschäftigung zu sichern, wir haben im Kulturbereich kräftig investiert und wir haben auch im Wohnbau sowohl umwelttechnologisch aber auch investitiv viele Mittel eingesetzt. 

Und dies alles, meine Damen und Herren, führt dazu, dass Wien besser durch die Krise segelt. Und das ist Politik der SPÖ, die Politik der SPÖ, hier einen erfolgreichen Kampf gegen die Konjunkturkrise zu führen. 

Wir haben weiters am 28. April 2009 eine Wohnbauanleihe über 200 Millionen EUR begeben, die im Markt sehr gut angekommen ist und auch sehr gut angenommen wurde und wir haben Wirtschaftsförderung, Exportförderaktionen gemacht und auch noch für Fernwärme- und HeizkostenzuschussbezieherInnen Sonderaktionen. 

Meine Damen und Herren, dass Ihnen das wehtut, dass wir für eine erfolgreiche Politik am 10.10.2010 auch von den Wienerinnen und Wienern belohnt werden, das verstehe ich. Ich an Ihrer Stelle wäre auch schon sehr nervös, meine Damen und Herren von der Opposition, weil die Wienerinnen und Wiener, die wollen nicht die Negativkampagnen, die Sie fahren, hören, sondern die Wienerinnen und Wiener wollen hören, wer gibt ihnen die Sicherheit und wer gibt ihnen in Zukunft die Gewähr, dass es in dieser Stadt weiterhin lebenswert, sicher ist, jeder einen Arbeitsplatz hat und sich auch sicher in der Stadt bewegen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 
Unsere Politik zielt auf Sicherung der Arbeitsplätze und auf Sicherung unseres Sozialsystems ab, während Sie versuchen, das Sozialsystem auszuhöhlen und auch Arbeitsplätze zu vernichten, indem Sie uns vorwerfen, dass wir im investitiven Bereich hier Arbeitsplätze schaffen.

Und ich sage Ihnen auch, Sparen ist jetzt, jetzt in Zeiten der Krise, der falsche Zeitpunkt. Wir haben vorexerziert, wann man sparen muss, nämlich in den guten Zeiten, in Zeiten der Krise muss man Geld in die Hand nehmen und die Wirtschaft beleben, und wenn man zur falschen Zeit spart, fördert man nur soziale Ungerechtigkeiten, und das ist eine Politik, die wir ablehnen und daher werden Sie uns für diesen Weg auch in Zeiten der Krise nicht als Partner finden. (Beifall bei der SPÖ.)
Und weil der Stadtregierung Verschwendung vorgeworfen wird, und hier heute auch eine sehr beträchtliche Anzahl von Kontrollamtsberichten zitiert wurde, ich möchte jetzt nicht darauf eingehen, weil wir alle miteinander die politische Diskussion über diese Berichte im Ausschuss, hier im Gemeinderat und über die Medien schon ausgetragen haben, werde aber zu zwei, drei Sachen schon noch was sagen. 

Es ist gestern auch ein sehr interessanter Bericht des Rechnungshofes veröffentlicht worden, nämlich, wie in anderen Bundesländern mit dem Geld der Steuerzahler umgegangen wird und wie auch der zuständige Landeshauptmann mit dieser Kritik des Rechnungshofes umgeht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie unserer!) Nein, nein, nicht wie unserer. Sie haben bei einer Kritik durch das Kontrollamt oder durch den Rechnungshof von uns noch nie gehört, es sei ein Irrtum, Herr Kollege Maresch. Das haben Sie noch nie von uns gehört. 

Wir geben auch zu, dass wir Fehler machen, und zur Politik gehört es auch ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber nicht viele darf man machen!) Ja, ja, es ist entscheidend, dass man auch dazu steht, ob man sie oft oder selten macht, das ist nicht die Frage. Die Frage ist, steht man zu Fehlern, und wir stehen auch zu Fehlern, und es sind auch Fehler in geringem Maße passiert, (GR Franz Ekkamp: Wer arbeitet macht Fehler!) und wir haben aber auch diese Fehler, und das ist die Konsequenz, die wir ziehen, auch beseitigt. 

Aber in Niederösterreich, meine Damen und Herren, in Niederösterreich, wurde durch den Rechnungshof festgestellt, dass 1 Milliarde EUR, 1 Milliarde EUR auf brutalste Zockermanier, Wildwest-Manier, von Lhptm Pröll und seinem Wirtschaftslandesrat Gabmann verzockt wurde. Und das ist ein echter Skandal, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Im Land Niederösterreich, meine Damen und Herren, wo selbst die Besen der Müllabfuhr ÖVP-Mitglieder sein müssen, (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) in Niederösterreich ist der einzige Kommentar des Landeshauptmannes: „Der Rechnungshof irrt.“ Also, das würde ich gerne erleben, wenn wir hier in Wien sagen: „Prater-Vorplatz, das Kontrollamt irrt.“ Feuerwache: „Das Kontrollamt irrt.“ Da würde ich gerne sehen, was Sie da aufführen. Diese politische Einstellung zeigt, wie die ÖVP, wenn sie einmal an der Regierung ist, mit Steuergeld umgeht. Und daher sollten sich alle Wienerinnen und Wiener ganz genau überlegen, wen sie wählen. Wollen sie das System Niederösterreich/Pröll, dann wird es sie sicher Milliarden kosten, oder wollen sie die Wiener SPÖ. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und weil wir gerade, und weil Herr Kollege Tschirf, Herr Klubobmann Tschirf, über das Skylink gesprochen hat, also, ich kann ja das schon gar nicht mehr hören. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Wir auch nicht! – GR Dr Matthias Tschirf: Das glaube ich!) Nein wirklich, ich kann das Gesudere darüber schon gar nicht mehr hören. Die ÖVP hat es noch immer, - und das finde ich sehr bedauerlich - das Waldheim-Syndrom. Sie werden sich erinnern, das war einmal ein Bundespräsidentschaftskandidat, der in einer sehr schwierigen Phase seines Lebens, und ich beneide niemanden, der diese schwierige Phase durchgemacht hat, in dieser sehr schwierigen Phase seines Lebens, gesagt hat: „Ich kann mich nicht erinnern.“ Und genau diese Einstellung gilt auch heute noch für die Wiener ÖVP. Die ÖVP kann sich nicht erinnern, dass für Bauangelegenheiten am Flughafen der ÖVP-Vorstandsdirektor zuständig ist, daran können Sie sich nicht erinnern (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Wer ist dafür verantwortlich?) dass maßgebliche Firmen, die am Flughafen bauen, der ÖVP nahe stehen, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrates des Flughafens ein ÖVP-Mitglied ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Ist das der Vorsitzende oder der Vorstand?) Das haben Sie alles übersehen, das wissen Sie nicht. Stattdessen stellen Sie sich da her und sagen, das ist ein Skandal der SPÖ, und das ist der eigentliche Skandal - diese Einstellung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich würde es akzeptieren, Kollege Tschirf, wenn Sie sagten, die roten und schwarzen Vorstände haben dort nicht gut aufgepasst. (Beifall bei der SPÖ.) Das ist auch meine Meinung und dazu stehe ich auch, aber auf dem Auge, und das ist das schwarze Auge, seid ihr leider blind, und das ist sehr bedauerlich. (Beifall bei der SPÖ)

Frau Gretner hat es mir ja schon vorweggenommen und ich bedanke mich auch dafür. Also, den Prater und die Feuerwache zu vergleichen, ist so, wie Sonne und Mond zu vergleichen. Der Vergleich hinkt, und daher danke ich Ihnen dafür und sage nicht mehr dazu. Sie hat in allen Punkten recht, das kann ich nur unterschreiben. 
Und weil auch die Kirche hier herangezogen wurde und uns vorgeworfen wurde, dass der Bürgermeister sozusagen der Papst ist und wir alle da die Kardinäle, Bischöfe oder Ähnliches seien, ich kenne mich nicht so aus, was es da alles gibt, aber eines weiß ich ganz genau: Wenn Sie die Kirche als Vergleich nehmen und damit die Unfehlbarkeit der SPÖ ansprechen, muss ich ehrlich sagen, dass ich das aufs Schärfste zurückweise. Denn wie die Kirche in ihrer Unfehlbarkeit mit den ihr anvertrauten Jugendlichen und Kindern umgeht, das ist skandalös und das lasse ich mir nicht gefallen, dass Sie die SPÖ in dieses Licht setzen. (Beifall bei der SPÖ) 

Und dass die Christl in Wien ein Hurrikan ist, ist eine sehr, sehr schlimme Bedrohung, Kollege Neuhuber. Wissen Sie, ein Hurrikan zieht eine Spur der Verwüstung durch die Länder, ein Hurrikan fährt durch das Land auf die brutalste Art und Weise, die es gibt. Außer einem Erdbeben und einem Vulkanausbruch gibt es kein schlimmeres Naturereignis. Und ich bin Ihnen dankbar, dass Sie die Frau Marek als eine solche Person entlarvt haben, (Heiterkeit bei der SPÖ.) nämlich eine Person, vor der die Menschen davonlaufen, wo sie die Fenster zunageln, ihr Hab und Gut in Sicherheit und in den Keller bringen, damit es nicht davongetragen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Menschen laufen vor einem Hurrikan davon, und sie werden auch vor der Frau Marek davonlaufen, und auch vor der Wiener ÖVP, nämlich am 10.10.2010, bei der Wiener Wahl. (Beifall bei der SPÖ.) Wobei ich ehrlich sagen muss, ich kenne die Frau Marek persönlich nicht. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Werden sie aber noch!) Nun, ich würde sie ja gerne kennenlernen einmal, das gebe ich ja ehrlich zu. Ich kenne sie nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie werden sie noch kennenlernen!) Auf ihre politischen Auftritte im Fernsehen, also da kann ich mich auf einen tollen Auftritt erinnern: Die Kameras sind auf die ÖVP-Zentrale gerichtet, Frau Marek stürmt heraus in großen Schritten, geht über den Rathausplatz und da habe ich mir gedacht, ah, jetzt kommt die große Ankündigung der neuen Politik der ÖVP in Wien. Und dann sagt Frau Marek ins Mikrofon: Also, ich bin nicht dafür, dass es das Burkaverbot für die Touristinnen gibt, aber für alle andern in Österreich. 

Meine Damen und Herren, ich habe mir gedacht, das Burkaverbot, das ist das Thema der ÖVP? Ich meine, haben wir keine anderen Sorgen? Wir haben die größte Krise, wir haben massive Probleme in der Finanzwirtschaft (GR Mag Wolfgang Jung: Wer ist die größte Fehlbesetzung?) und das Einzige, was Frau Marek, kurz nachdem sie ÖVP-Wiener Vorsitzende geworden ist, einfällt, ist das Burkaverbot. 

Ja, meine Damen und Herren, Entschuldigung, das kann man doch nicht ernst nehmen, oder? Das kann man doch wirklich nicht ernst nehmen, und der Wähler wird Ihnen am 10.10. dafür auch die Rechnung präsentieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und weil ich Frau Marek nicht kenne, habe ich natürlich für die Rede, so wie es sich gehört, auch um ein paar Punkte zu kennen und auch wie sie so agiert, recherchiert. Wir haben ja gestern zum Beispiel über die Stadtwache gesprochen. Also, den Ansatz von ihr habe ich auch interessant gefunden: Sie ist für die Stadtwache, die ÖVP, wir haben das gestern in der Gemeinderatssitzung lang und breit diskutiert. Das kostet nach ihren Angaben 80 Millionen EUR, und auf die Frage, wie man das finanzieren soll, hat Marek gesagt: Nun, man soll bei den Wiener Beamten die Pensionen einsparen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Also, das finde ich einen genialen Ansatz. Ich schlage vor, alle ÖVP-Abgeordneten sollen auf ihre Pension verzichten, und damit können wir dann Sozialausgaben für die Stadt Wien finanzieren. Also das finde ich eigentlich perfid, eine Gruppe gegen die andere Gruppe auszuspielen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist nicht richtig!) Entschuldigung, aber das stand am 28.6. in einer Presseaussendung im APA-Basisdienst. Lesen Sie nach, das steht da drinnen. 

Das Nächste, was wir haben, ist, Frau Marek hat Patenschaften übernommen, das ist sehr löblich, dass man Patenschaften übernimmt. Also ich habe eine Patenschaft für die Kinderdörfer Österreichs, Frau Marek hat andere Patenschaften. Sie hat eine Patenschaft für Piranhas im Haus des Meeres. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Da muss ich sagen, gut, die Piranhas sind eine interessante Tierart, sie sind sehr wichtig im Ökosystem des Amazonas, sie sind sehr wichtige Tiere, sehr wichtige Fische. Auf der Klubreise der SPÖ voriges Jahr nach Brasilien sind wir im Amazonasgebiet sehr genau informiert worden, welche Aufgabe diese Fische haben, und ich finde sie wirklich wichtig. 

Was mich aber verblüfft hat, ist die Erklärung, warum Marek diese Patenschaft gemacht hat. Und zwar sagt Frau Marek: Erstens schätze ich Teamplayers, (Große Heiterkeit bei der SPÖ.) die gemeinsam zum Erfolg kommen. Also, wenn ich mir das jetzt mit den Piranhas vorstelle, (Heiterkeit bei der SPÖ.) also wenn ich mir das jetzt mit den Piranhas vorstelle, liebe Kollegen in der Wiener ÖVP, dann tut es mir wirklich leid. Ich fürchte, ihr werdet demnächst alle mit dem Trenzparterl da sitzen. (Große Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Deshalb beginne ich mich zwar noch nicht zu fürchten, (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Seien wir froh!) aber sie spricht noch weiter und ich weiß es nicht, ob es gut ist, aber sie spricht noch weiter und sagt: „Zweitens nehme ich mich gerne jener an, die in der Sympathieliste weit dahinter liegen.“ (Große Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Ich meine, ich bin ein sehr kreativer Mensch, aber diese Antwort wäre mir nicht eingefallen, das muss ich ehrlich sagen. Mir ist nicht bekannt, dass in Brasilien die Brasilianer die Piranhas als weit hinten liegend empfinden, (GR Heinz Hufnagl: Den ganzen Klub also!) sondern die haben großen Respekt vor den Piranhas, weil sie eben so eine wichtige Aufgabe haben, und weil sie sehr wichtig fürs Ökosystem sind. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: So soll es auch sein!) Also, ich glaube, ein bisschen mehr Biologie wäre auch nicht schlecht für Frau Marek, wie auch ein bisschen mehr Schulung durch euren Klub darüber, was sich in Wien so abspielt. 

Und als dritten Punkt nennt Marek: Sie möchte die Piranhas auch ins - rechte - Licht rücken. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Es tut mir leid, es ist alles in der Homepage Haus des Meeres nachzulesen. Und sie hat auch eine zweite Patenschaft übernommen und die finde ich aber, die besteht vollkommen zu Recht, die ist wirklich zu Recht: Sie hat die Patenschaft für die Zwergpinguine übernommen. (Große Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Also, treffender geht es fast nicht, treffender geht es fast nicht. 

Meine Damen und Herren, ich verstehe es und ich habe es ja heute auch ein bisschen gemerkt, dass sich die Kollegen der ÖVP hier schon ein bisschen schwer tun mit der vom Elfenbeinturm Staatssekretariat herausgegebenen Befehlsausgabe: „Schießt euch ein auf die da in Wien.“ Im Sinne eines fairen Wahlkampfes, wenn man da unterwegs ist, verstehe ich das, es ist sicher keine einfache Situation. Es hat ja auch vier Monate gedauert, der Schritt von der Nominierung zur Parteivorsitzenden bis zur Wahl, und das sagt ja auch schon einiges aus. 

Also, ich kann die Wienerinnen und Wiener nur warnen, sich bei der Wahl am 10. 10. für die falsche Partei zu entscheiden. 

Es gibt in Wien nur eine einzige Partei, die Beschäftigung sichert, die das Sozialsystem sichert, die die Stadt Wien lebenswert erhält (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die Grünen!) und die auch dafür sorgt, dass in schlechten Zeiten für die Menschen was gemacht wird und in guten Zeiten für die Finanzen gespart wird, und das ist die SPÖ. (Beifall bei der SPÖ.) Und die beste Wahl am 10. 10., die beste Wahl, meine Damen und Herren, am 10. 10 und die sicherste Wahl am 10. 10. ist die SPÖ. Den Wienerinnen und Wienern muss klar sein, durch den Pakt, den die ÖVP mit der FPÖ und mit den Grünen geschlossen hat - ich weiß, das hören Sie nicht gern - muss den Wienerinnen und Wienern klar sein, wer Grün wählt, wählt die FPÖ und die ÖVP, (Heiterkeit bei FPÖ, ÖVP und Grünen), wer die FPÖ wählt, wählt die ÖVP und die Grünen, und wer die ÖVP wählt, wählt die FPÖ und die Grünen. Die einzige Partei die für sich selbst steht, ist die SPÖ. (Lange anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: So! Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik, wobei ich hinweise, dass seine Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. 
10.22.32

†GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren! 

Da Kollege Reindl heute den heiteren Teil des Vormittags bestritten hat kann ich den seriösen übernehmen. Ich fürchte zwar, die letzten Sätze von ihm waren ernst gemeint: Wer Grün wählt, wählt Blau, wer Schwarz wählt, wählt Blau, und so weiter. Da hat er dann ein bisschen nachgelassen, er war heute wirklich überaus unterhaltsam. Das am Schluss ist aber ein bisschen ins Blöde übergangen, aber eines ist sicher in Wien, wer SPÖ wählt, wählt SPÖ, und das sollte allen Wienerinnen und Wienern Warnung genug sein. (Beifall bei der FPÖ.) 
Die ÖVP hat ihr Ziel mit dem Sondergemeinderat heute erreicht, über die Parteichefin Marek ist erstmals gesprochen worden, auch wenn es nur hier in diesem Saal und vom Kollegen Reindl war. Sie war zumindest einmal Thema, was man ja sonst eher nicht behaupten kann, weil sie sich in Wien noch nicht richtig zurecht findet, und deswegen auch unter mangelnder medialer Präsenz zu leiden hat. Ich möchte noch weiter auf die Vorredner eingehen und gleich beim Kollegen Neuhuber anfangen und etwas ins rechte Licht rücken: Weil wir vom Dornerplatz gesprochen haben, da wissen Sie aber schon, dass die ÖVP auf Bezirksebene mit der SPÖ über viele Jahre gemeinsame Sache gemacht und auch als Wirtschaftspartei den Markt weggewidmet hat. Also, wir sollen auch, hat der Kollege Parzer gestern von mir eingefordert, und ich fordere es von der ÖVP auch ein, wir müssen da auch bei der Wahrheit bleiben, und da hat die ÖVP im Bezirk genug Dreck am Stecken. 

Zum Kollegen Reindl: Er hat gleich mit dem Vorwurf an die ÖVP gestartet, dass sie im Kritiksumpf stecke. Also, wenn da wer im Sumpf steckt, dann seid es ihr beide, und zwar im Skylink-Sumpf. Aber Kritik an der Stadt Wien ist nicht Kritik an der SPÖ, und heute wird Kritik an der SPÖ als Partei geübt, am System SPÖ, an der Steuergeldverschwendung, an den Bauskandalen, aber nicht an der Stadt Wien. Es ist das Selbstverständnis der SPÖ, dass sie die Stadt Wien ist, und die Stadt Wien ist die SPÖ. Das wissen wir, aber wir kritisieren heute die Machenschaften oder die Fehler der SPÖ und nicht der Stadt Wien, das darf man nicht verwechseln. 

Kollege Reindl weiß auch schon - ähnlich wie der Kollege gestern aus dem 11. Bezirk, der gewusst hat, dass sich die Chinesen unheimlich über den Besuch freuen werden -, dass die SPÖ am 10. Oktober unter anderem dafür belohnt werden wird, dass sie sich darum kümmert, dass es keinen Arbeitslosen gibt, und dass man sicher auf der Straße unterwegs sein kann. Es ist aber so, dass es in Wien etwa 110 000 Arbeitslose - inklusive der in Schulung Befindlichen - gibt, wir haben eine Arbeitslosenrate von 8,1 Prozent, sie liegt weit über dem Bundesschnitt von 5,7 Prozent, und wenn ich mir die Kriminalitätsstatistik anschaue, spricht das auch eine andere Sprache, als die SPÖ uns immer suggerieren will, nämlich, dass Wien so sicher ist. Also, ich weiß nicht, wofür die SPÖ am 10. Oktober belohnt werden sollte. Für die zwei Themenkreise auf jeden Fall nicht. 

Aber was mir bei Kollegen Reindl gefallen hat, ist, dass zum ersten Mal, seit ich in der Politik bin, ein roter Mandatar zugegeben hat, dass Rote, also dass Parteikollegen, auch Mitschuld an Missständen tragen. Ich habe das noch nie gehört, weder im Bezirk noch da, das gibt es normalerweise nicht. Die Listen sind ohnedies schon erstellt, also kann er das gefahrlos behaupten, und er wird ja auch nicht allzu große Schwierigkeiten bekommen, er hat aber auch zugegeben, dass auch die beiden roten Vorstandssprecher, ein Ex-Nationalratsabgeordneter und ein weiterer SPÖ-Günstling, auch Schuld daran tragen, dass am Flughafen bis zu 720 Millionen EUR Mehrkosten auf uns zukommen. Natürlich hat er eines verschwiegen oder nicht bedacht, denn er hat natürlich nur die ÖVP, das ÖVP-Vorstandsmitglied, für die finanzielle Gebarung verantwortlich gemacht. Das stimmt natürlich nicht, denn es gibt einen Vorstandssprecher, das ist Herr Kaufmann von der SPÖ, und Herr Kaufmann muss ja zu jeder Zeit über alle Informationen verfügen, sonst kann er ja nicht für den Vorstand sprechen, dann brauchen wir die Funktion ja nicht, und wenn er nicht über die massiven finanziellen Probleme Bescheid gewusst hätte, dann hätte er seinen Job zurücklegen müssen. Er hat natürlich Bescheid gewusst, so wie Herr Schmid und das jeweilige ÖVP-Vorstandsmitglied. Und begonnen hat ja das Ganze nicht bei den 400 Millionen, die in den letzten Wochen oder Monaten immer kolportiert worden sind, und die in der Presse als die Zahl der anfangs geschätzten Baukosten genannt wurde, sondern mit 280 Millionen, und die endgültigen Kosten stehen noch in den Sternen, dürften sich aber auf bis zu 1 Milliarde EUR belaufen. 

Das heißt, dass 720 Millionen Mehrkosten entstehen können, und das ist System SPÖ und am Flughafen auch das System ÖVP. Das muss man hier einmal ganz klar festhalten, und ich habe hier, um zu veranschaulichen, wie viel Geld am Flughafen fließt, nicht nur in vielleicht dunkle Kanäle, aber auch in die Taschen der SPÖ- und ÖVP-Günstlinge, eine Gegenüberstellung gemacht und mir angesehen, was die Herren Kaufmann, Schmid und Gabmann im Monat einstreifen. Jeder von Ihnen bekommt 31 000 EUR pro Monat. Wenn man sich den österreichischen Durchschnittsverdienst ansieht, so liegt der bei 1 700 EUR pro Monat. Also, die heben ungefähr das 18-Fache eines Durchschnittsverdieners ab. 

Im Jahr verdienen sie, die Herren Schmid, Gabmann und Kaufmann, je 430 000 EUR, der Durchschnittsverdiener in Österreich 24 000 EUR. Insgesamt streifen die Herren von SPÖ und ÖVP pro Jahr 1,3 Millionen ein, drei durchschnittliche Arbeitnehmer insgesamt 72 000 EUR im Jahr. Und die Herren haben ihre Vorstandsverträge vor Kurzem auf 5 Jahre verlängert bekommen, sodass sie die nächsten 5 Jahre insgesamt 6,5 Millionen EUR kassieren werden.

Drei durchschnittliche Arbeitnehmer werden in den nächsten 5 Jahren, wo die Herrn von SPÖ und ÖVP 6,5 Millionen EUR einstreifen, insgesamt 360 000 EUR verdienen. Und da muss ich an SPÖ und ÖVP schon die Frage stellen: Geniert ihr euch eigentlich nicht, geniert Ihr euch nicht darüber, was die einstreifen, 31 000 EUR im Monat, doppelt soviel wie der Wiener Bürgermeister. 

Okay, da sagen manche auch, er ist massiv überbezahlt. Das möchte ich jetzt nicht untersuchen und ich möchte es jetzt nicht sagen, aber es kann nicht sein, dass Manager, die noch dazu von Parteien in diverse staatsnahe oder stadtnahe Betriebe entsandt werden, mehr als der Wiener Bürgermeister verdienen. Das ist unanständig und das ist auch nicht von der Leistung her einzusehen, darum haben wir auch gesagt, keiner von diesen Herrn, auch in anderen staats- oder stadtnahen Betrieben nicht, soll mehr als 200 000 EUR im Jahr verdienen. Das ist immer noch eine fürstliche Summe, wenn man das mit dem Durchschnittsverdiener mit seinen 24 000 EUR im Jahr vergleicht. 

Ich habe dann weitergerechnet, wie viel Geld kann ein durchschnittlicher Arbeitnehmer in den Sand setzen, wenn er Fehler macht, wenn er sich ein Haus kauft, Kredit aufnimmt, eine Wohnung. Kriegt er vielleicht 100 000 EUR, wenn es hoch hergeht - in Zeiten von Basel II ist das gar nicht mehr so einfach - und wenn er diese 100 000 EUR in den Sand setzt, wenn er seine Raten nicht mehr bezahlen kann, dann wird ihm das Haus unter dem Hintern wegversteigert, er geht in den Privatkonkurs und er muss schauen, wie er am nächsten Tag seine Familie ernährt. Also, dem geht es wirklich dreckig, wenn er 100 000 EUR in den Sand setzt. Jeder von den roten und schwarzen Günstlingen, jeder von den Dreien hat, wenn die Gesamtkosten 1 Milliarde EUR dann ausmachen werden, 280 Millionen EUR in den Sand gesetzt. Der Schmid 280 Millionen, der Kaufmann 280 Millionen und der Gabmann, beziehungsweise der Mani, auch 280 Millionen. 

Was passiert diesen drei Herren? Gar nichts. Sie bekommen die Verträge verlängert, das ist 2009 passiert, und kassieren über 6,5 Millionen EUR in den nächsten fünf Jahren, obwohl sie wahrscheinlich irgendwann 720 Millionen EUR verludert haben werden. Es sind alle drei schuld, der Vorstandssprecher inklusive seiner zwei Kollegen. 

Und darum ist es uns umso unverständlicher, warum es hier im Rathaus noch immer keine Untersuchungskommission zur Aufklärung der politischen Verantwortung dieses Skylink-Debakels gibt. Wir haben einen Anlauf genommen, wir waren auch mit ÖVP und GrÜnen schon einig, dass diese U-Kommission stattfinden soll, Kollege Tschirf hat in einer APA-Meldung gesagt, es müsse reiner Tisch gemacht werden, das haben wir schwarz auf weiß, aber bis jetzt ist nicht reiner Tisch gemacht worden, es ist nämlich der Marillenalmen-Deal dazwischengekommen. 

Reiner Tisch muss gemacht werden. Unser Antrag liegt seit vielen Monaten in beiden Klubs auf. Die letzte Begründung, die ich gehört habe, ist, der Antrag sei inhaltlich nicht gut. Wir sind jederzeit für Änderungsvorschläge offen, es sind aber noch keine gemacht worden, sowohl von den Grünen als auch von der ÖVP nicht. Ihr könnt ihn überarbeiten, wir können uns zusammensetzen. Wenn ihr ihn besser formulieren könnt, bitte. Ihr könnt Punkte ändern, wir können uns über alles verständigen, nur die U-Kommission sollte kommen. Ihr dürft aber wahrscheinlich nicht. 

Das war ein Trommelwirbel ohne nachfolgendes Kunststück. Natürlich dürft ihr es nicht. Erstens: Koalitionsverhandlungen hat es natürlich schon gegeben, sonst wäre ja der Marillenalm-Deal, der jetzt Gott sei Dank geplatzt ist, nicht zustande gekommen mit den 5,5 Millionen Spekulationsgewinn für die ÖVP-Akademie. 

Zum Zweiten erlaubt euch das der Erwin Pröll auch nicht, eine U-Kommission hier einzurichten, weil dass ihr in Niederösterreich als 20 Prozent Miteigentümer genau soviel Dreck am Stecken habt wie die SPÖ hier oder die Stadt Wien als 20 Prozent Miteigentümer, das ist klar. Also wird die U-Kommission innerparteilich nicht erlaubt sein, sonst wäre sie ja schon gekommen. 

Wann machen wir reinen Tisch, Kollege Tschirf? Wann, wie, warum bringt ihr keine Änderungsvorschläge, Verbesserungsvorschläge ein? Wir müssen diesen Skandal ohne Rücksicht auf Personen aufklären und das möglichst rasch, (Beifall bei der FPÖ.) ÖVP und Grüne verwehren uns das aber leider. Die Grünen haben sich dann auch etwas zurückgenommen, die wollen sich wahrscheinlich die Koalitionschancen mit den Roten auch nicht völlig vergogeln, weil man nie weiß, ob die SPÖ - was zu hoffen ist - einen Koalitionspartner nach dem 10. Oktober brauchen wird. Und genauso agiert auch die ÖVP. Mit Schattenboxen, mit Scheinduell, Spiegelfechten, je nachdem, wie man will. Aber die richtig harten Angriffe kommen natürlich nicht und es wird hinter den Kulissen gepackelt, wie es auf Bundesebene in Wien schon zwischen 1996 und 2001 war. Es ist nur leider dieses Mal, zum Beispiel mit der Marillenalm, in die Hose gegangen, weil sich zwei Oppositionsparteien auf die Beine gestellt haben, weil sich die Bürger gewehrt haben und weil sich die SPÖ, da ja Wahljahr ist, schlussendlich dem Wunsch nach einer Bürgerbefragung nicht entziehen konnte. Trotzdem haben es nicht nur die Freiheitlichen, sondern auch andere Parteien von der ÖVP etwas kühn empfunden, dieses Thema heute im Sondergemeinderat zu aktualisieren. Diese Themen, wo sie ja selber zum Beispiel im Skylink-Sumpf bis zum Hals drin steckt. Das war ähnlich kühn wie gestern der Kollege, der Herr Dr Troch aus dem 11. Bezirk, der das Hypo, das H-Wort ein paar Mal im Mund geführt hat, und auch die SPÖ-Kollegen, und Hypo und Hypo und Hypo, und dann eigentlich dabei übersehen hat, dass die SPÖ in den letzten Jahren sehr viele Pleiten mit vielen Milliarden an Schaden und vielen, ja 10 000 Arbeitsplätzen, zu verantworten hat. Ähnlich kühn eigentlich von der ÖVP, aber uns war es natürlich recht. Wir können heute aufzeigen, dass zwischen Rot und Schwarz gepackelt wird, dass am Flughafen 720 Millionen EUR verschwinden werden durch die Schuld von Rot und Schwarz, durch die von Bgm Häupl eingesetzten Günstlinge beziehungsweise dem von Lhptm Pröll eingesetzten, abgehalfterten Landesrat Gabmann. 

Meine Damen und Herren, insofern erfüllt dieser Sondergemeinderat seinen Zweck, es war unterhaltsam, aber die Bürger sehen, wer in dieser Stadt Oppositionspartei ist, Oppositionspartei ist, die ihre Aufgabe ernst nimmt und nicht nach Koalitionschancen schielt, sondern sich für den Bürger einsetzt, für die Finanzen, für die Arbeitsplätze, schlussendlich für unsere Stadt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 
10.37.50

†GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus)|: Danke sehr. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lassen Sie mich mit der Verleihung eines Titels beginnen. Ich finde, Kollege Thomas Reindl hat ihn sich wirklich verdient. Als Gemeinderatsvorsitzender, er ist Fraktionschef der SPÖ im Kontrollausschuss und er ist der Beschwichtigungshofrat des Wiener Gemeinderates. Der Beschwichtigungshofrat ist ein Beamter, der stets bemüht ist, Beschwerdeführer zu beschwichtigen, egal, wie recht sie haben. (Andauernde Zwischenrufe.) Beschwichtigungshofrat Thomas Reindl. Ich denke, es ist genau dieser Punkt in dieser Vermischung von beschwichtigen und vorzugeben, Kontrolle auszuüben. Wie gesagt, der Fraktionschef der Wiener SPÖ im Kontrollausschuss. Und er stellt sich hin und beschönigt, macht mehr oder weniger gute Witze aus dem Tierreich, um abzulenken, wo ich mir denke, das wäre hier im Gemeinderat tatsächlich nicht notwendig. Das Wesentliche eines Beschwichtigungshofrates ist abzulenken. Abzulenken von den tatsächlichen Gegebenheiten. Dafür dient alles. Da wird aus einer gemeinsamen Überlegung, das Wahlrecht zu ändern, ein Pakt mit anderen Parteien, den nicht einmal die SPÖ selbst glaubt. Aber ablenken ist alles. Und das ist nicht nur das System der Wiener SPÖ - und das ist das eigentlich Traurige und da komme ich zurück zu meiner ursprünglich geplanten Einleitung -, sondern das ist das System in einem Land, das auch auf der Liste von Transparency International unter den mittel- und westeuropäischen Ländern zu den korruptesten zählt, geschlagen nur von Italien. 

Jeder von uns greift sich an den Kopf, wenn er oder sie hört, was sich in Italien abspielt, wie Verurteilungen von Wirtschaftsmagnaten, Politikern, bis hin zu Berlusconi, hintangehalten werden, wie getrickst wird, et cetera. 

Und das ist auch das Problem in Österreich. In Wirklichkeit haben wir in Österreich einen Sumpf aus korrupten Politikern, aus Bankenchefs, aus Medien, die alles totschweigen. Und mich wundert es nicht, dass die Skandale in Wien nicht höhere mediale Wellen schlagen, wenn bei den Skandalen auf Bundesebene Samthandschuhe angelegt werden. 

Ein Meischberger, ich weiß nicht, wie viel Dreck am Stecken der hat, der zurücktreten hat müssen wegen Steuerhinterziehung, und das von der FPÖ erhaltene Geld (StR David Ellensohn: 180 000 EUR!) gleich im selben Moment nicht versteuert hat, läuft herum als Held und wird reicher und reicher, wird beschäftigt von einem Karl-Heinz Grasser, von der ÖVP, von einem Justizministerium. Eine Hand wäscht die andere. (StR David Ellensohn: Verbrecher!) Wir haben medienpolitisch fast schon eine demokratiepolitisch gefährliche Konzentration. Wir haben in Wien als meistgelesene Blätter die „Kronen Zeitung“ und „Heute“, ein Familienunternehmen letztendlich, das in hohem Maße von der Wiener Sozialdemokratie finanziell gestützt wird, und wo sich auch die Bundesregierungsteile, egal, ob rot oder schwarz, bei der Finanzierung nicht hintanstellen. Ich kaufe mir die öffentliche Meinung, das ist der Ausgangspunkt des politischen Sumpfes. Und da zeigt sich, dass sich ÖVP, SPÖ und die Freiheitlichen in nichts nachstehen. Es gibt in Österreich - und mögen Sie jetzt sagen, weil wir noch nicht regiert haben - ich weiß es nicht, ich glaube tatsächlich, wir sind anders -, eine einzige Partei mit einer politisch weißen Weste, die nicht in Korruptionsaffären, in Bestechungsaffären, et cetera, verwickelt. Die GRÜNEN. (Beifall bei den GRÜNEN.) Wir wollen und werden dies zum maßgeblichen Standard in Österreich machen und ich hoffe, ich hoffe ernsthaft, im Sinne einer Verbesserung der politischen Hygiene, dass Sie dabei mithelfen und nicht, dass Sie dagegen arbeiten. 

Kolleg Reindl hat sich hingestellt und hat gesagt, wir können, wir regieren, wir machen. Es hat Kärnten gezeigt, das zeigt Niederösterreich, und das zeigt Wien: Ihr könnt Freunderlwirtschaft, ihr regiert Freunderlwirtschaft, ihr macht Freunderlwirtschaft. Und es wird höchste Zeit, dass in Wien die GRÜNEN euch diesbezüglich das Handwerk legen und es wird höchste Zeit, dass die GRÜNEN auf Bundesebene der ÖVP das Handwerk legen, denn es ist wirklich ein Skandal, was sich in den letzten Tagen und Wochen abgespielt hat. 

Bei der BUWOG-Affäre - ich spanne gerne den Bogen - stellt sich heraus im Sinne der Beantwortung einer Dringlichen Anfrage: Es gibt Gründe, warum Grasser nicht einvernommen wird, diese Gründe gibt es, sagt die Justizministerin, die diesmal zufällig der ÖVP angehört, aber sie verschweigt die Gründe. 

Ich sage es Ihnen ganz offen, ich weiß, warum Grasser und Meischberger unter dem Glassturz der Republik stehen. Wenn Grasser auspackt, hat die ÖVP österreichweit nicht mehr mehr als 10 Prozent. Dann kommt heraus, was für eine verlotterte Partie in Wirklichkeit krakenartig durch Österreich zieht, wie gegenseitig die Freunderln bevorzugt werden, und es ist wurscht, ob in Niederösterreich oder auf Bundesebene. 

Was passiert denn mit den AUA-Vorständen, wieder rot und schwarz. Nichts. Was passiert mit den ÖBB-Vorständen? Jetzt kommt man beim Verbund darauf. 500 Millionen EUR vom Bund wären notwendig, in Summe 1 Milliarde zusätzlich. Was ist möglicherweise verantwortlich? Die Cross-Border-Leasing-Geschäfte. 

Alle miteinander, alle miteinander haben mitgemacht, alle miteinander sollten sich am Riemen reißen, damit Österreich tatsächlich wieder eine demokratische Republik wird und nicht eine Republik, die von Landesfürsten regiert wird beziehungsweise auf Bundesebene eine Marionetten-Regierung hat, wo die Strippenzieher in Wirtschafts- und Bankenkreisen und Medienkreisen sitzen, und je nachdem, was gerade angenehm ist, wird ein bisserl der Skandal aufgedeckt und ein bisserl der nächste größere zugedeckt. Was wir brauchen, ist tatsächlich eine dramatische Änderung in dem politischen System, und da ist kein Unterschied auf Bundesebene, kein Unterschied zwischen Wien und Niederösterreich, sondern es geht einzig und allein darum, diese Freunderlwirtschaft, diese Medienkonzentration, diese Bankenherrschaft, der sich alle führenden Politiker in diesem Land bedingungslos unterwerfen und zu Kreuze kriechen, endgültig zu beenden. 

Dazu haben alle Wienerinnen und Wiener am 10. Oktober die Möglichkeit, bei diesem gemeinsamen Auftrag - es ist wirklich ein politischer Auftrag, den es gilt umzusetzen - mitzuhelfen. Wenn uns das gelingt, dann sehe ich auch für Wien eine positive Zukunft. Darum geht es, für eine positive Zukunft für alle Wiener und Wienerinnen gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. 
10.47.15

†GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte wieder zum Wesentlichen zurückkehren und mich ganz kurz davor mit Kollegen Reindl beschäftigen, der irgendwie traurig ist, weil die Besen in Niederösterreich jetzt ÖVP-Mitglied seien. Darauf sage ich ihm einfach locker, in Wien sind es die Mistwagerln der MA 48, das gibt auch nicht viel mehr her als die Besen in Niederösterreich. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie sagen da herinnen, wir wollen die Stadt schlechtreden, und ich sage Ihnen, nein, bei Weitem nicht. Wir zeigen auf, welche - und jetzt sage ich es scharf – korruptionsverdächtigte Freunderlwirtschaftpartie, Vetternwirtschaft, Habererpartie, hier in Wien an der Macht ist: Die SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) Und diese SPÖ gehört abgewählt. Nicht die Stadt Wien gehört abgewählt, nicht die Stadt Wien gehört verändert, nicht der Magistrat gehört verändert. Die Partie, die da herinnen sitzt und die Verantwortung für diese Stadt trägt, die gehört verändert und die gehört weg. (Beifall bei der ÖVP.) 
Weil das Einzige, was Ihr macht, ist, alles in der Familia behalten, und das Familia, das sage absichtlich, weil es genau dorthin passt, wo die SPÖ-GesmbH auch hingehört: Alles selbst zu verwalten, den Freunderln zuzuschieben, da ein Geschäfterl machen, dort ein Geschäfterl machen, Medienhaus, AWH und wie sie alle heißen, alle Freunde, alle Bekannten, alle Günstlinge, leben gut von der Familia. Und das wollen Sie erhalten, und das werden wir verändern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie können sich da herausstellen – Herr Professor hören Sie mir zu, ich habe nur 15 Minuten und ich müsste 15 Stunden reden zu euch - und Sie können sich herausstellen und über Frau Kollegin Marek reden oder über die reden oder über den reden. Reden wir doch über die SPÖ-GesmbH, über die Freunderlwirtschaft, über das Haberertum und über die Vetternwirtschaft, zum Beispiel beim Echomediahaus, bei den Schachtelfirmen und bei den Beteiligungen, die immer wieder dieselben Profiteure an die Oberfläche schwemmt, die im Dunstkreis der Wiener SPÖ zu finden sind. 

Oder schauen wir uns an, wie denn das damals mit dem Geschäftsführer bei der HausbetreuungsGesmbH war unter dem Titel Missmanagement, Verdacht auf Vettern- und Parteibuchwirtschaft bei Auftragsvergaben. Seine guten Verbindungen zum Bundeskanzler und zur Stadt Wien garantieren H J bisher ein gutes Leben. Was ist denn da alles gewesen? (GR Mag Thomas Reindl: Das hat Konsequenzen!) Nun, selbstverständlich habt ihr Konsequenzen ziehen müssen, da ist es nicht einmal euch gelungen, den Helm aufzusetzen und durchzutauchen, weil euch die Öffentlichkeit schon geprügelt hat dafür. (Beifall bei der ÖVP.) Aber wer ist denn verantwortlich gewesen, dass solche Personen sich so krakenhaft innerhalb des Systems der SPÖ breit machen konnten, wer ist denn der Wohnbaustadtrat gewesen, der diesen Typen eingestellt hat und ihn mit diesen Aufgaben betraut hat und ihn werken hat lassen, wie er wollte. Ist das nicht zufällig - was hat er für eine Funktion - ah ja, Bundeskanzler ist er jetzt in dieser Regierung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und dieser Herr Geschäftsführer, der den Waschküchenschwager gebracht hat, damit die ganzen Waschküchen umgebaut werden und der Auftrag in der Familia bleibt, nicht nur in seiner, sondern auch in der SPÖ-Familia. Und da können Sie sich selbst bei der Nase nehmen, da können Sie tun und lassen, was Sie wollen, Sie sind dran bei dieser Geschichte, Sie sind diejenigen, die in Wien die Misswirtschaft vorantreiben, die die Freunderlwirtschaft auf ein absolutes Hoch getrieben haben, und die nur Freunderln und Haberer kennen und alle anderen ausgeblendet sind. Das ist die SPÖ-Wien und diese SPÖ gehört abgewählt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Prof Harry Kopietz: Ein Jammer, dass Kenesei nicht mehr dabei ist!) Machen Sie sich nicht meine Sorgen, Sie haben selber genug, Herr Prof Kopietz. (Beifall bei der ÖVP.) 
In Wirklichkeit finde ich es schade, dass der Herr Kollege Reindl übersehen hat, wo die SPÖ, ob jetzt Wien oder Bund, weil er ja gerne die Bundes-ÖVP auch immer wieder ins Spiel bringt, überall, nun, sagen wir es auf wienerisch, ein bisschen in den Gatsch gegriffen hat. Da haben wir einmal den Fall SPÖ-Oberösterreich, Nutznießer einer Privatstiftung. Der Herr SPÖ-Haider, seine geheimnisvolle L36. 

AT&S, SPÖ-Wirtschaftsberater Androsch, dürften Sie ja kennen. Der war damals zu der Zeit, wo einer gesagt hat, ohne Partei bin ich nichts. Na, der hat nicht so unrecht gehabt, der Herr, der gesagt hat, ohne Partei bin ich nichts. Der Herr Androsch ist mit der Partei etwas geworden. AT&S, SPÖ-Wirtschaftsberater Androsch, Mitarbeiter vor die Türe gesetzt, Fertigung nach China ausgelagert. Das ist Ihre Wirtschaftspolitik, und das sind Ihre Machenschaften. (Beifall bei der ÖVP.) Internationale Spekulationsgeschäfte der Kommunalkredit, waren aber unter der SPÖ-Verantwortung. Die Bank Austria verscherbelt, ist hier herinnen passiert. 

Globalisierung: Sie geißeln immer die Heuschrecken. Na, Sie haben ganz gut zusammengearbeitet mit den Heuschrecken beim Cross Border Leasing, da waren Ihnen die Heuschrecken wurscht, da waren es auf einmal Marienkäferln, das war ganz egal für Sie. (Beifall bei der ÖVP.) 
Die Finanzkonstruktion Prater-Vorplatz, da könnten wir alleine zwei Sitzungen bestreiten, wie das zu Stande gekommen ist. Den BAWAG-Skandal möchte ich ja nur streifen, weil der hat Ihnen ja offensichtlich ohnedies schmerzhafte Spuren hinterlassen, ebenso das internationale Stiftungsgeflecht des ÖGB und die Vermögenstransaktionen zu Lasten der ÖGB-Pensionisten. Da können Sie noch immer diskutieren. 

Nein, ich kenne die Geschichten von den ÖGB-Pensionisten, glauben Sie es mir, ich habe sehr viele Bekannte dort, da wird noch einiges auf Sie zukommen, Herr Kollege, bleiben Sie ganz locker. Ich sehe das von meiner Seite sehr entspannt, wenn ich Sie wäre, würde ich mir zumindest ein bisschen Sorgen machen, aber die Sorgen brauchen Sie sich nicht machen offensichtlich, denn die SPÖ-GesmbH, die Familia, funktioniert ja. Es wird ja immer ohnedies alles irgendwie hingebogen, werden wir schon zusammenbringen, erfinden wir eine neue Firma, wenn eine krachen geht von den alten, die wir gehabt haben, es ist ja sowieso egal, solange wir hier herinnen das absolut alleinige Sagen haben. Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat ein Ablaufdatum. 

Schade finde ich, dass die Frau Kollegin StRin Brauner nicht da ist, denn in den letzten Wochen und Monaten hat es ja irrsinnig viele Awards gegeben, wo Sachen gewählt wurden, wo alles Mögliche passiert ist. Ich hätte da eine Nominierungsliste und würde den Titel „Miss Wirtschaft“ vergeben. Ja, das ist jetzt eine sprachliche Auslegung. Einer macht zwischen den zwei Worten eine Gedankenpause, andere verschlucken einfach diese Trennsilbe, die da dazwischen ist. Ich würde sie nominieren als Erstes für die Hauptfeuerwache für den Titel „Miss Wirtschaft“, ich würde Sie nominieren für die Spekulationsverluste bei den Wiener Stadtwerken für den Titel „Miss Wirtschaft“ und für den Grundstücksdeal beim Areal beim Happel-Stadion, hat der Kollege Neuhuber schon ausgeführt, würde ihr natürlich auch der Titel Miss Wirtschaft zustehen. Und überraschenderweise bei dieser Prämiierung, „The winner is“, und der Titel der „Miss Wirtschaft“ gebührt eindeutig Frau Finanzstadträtin Renate Brauner, (Beifall bei der ÖVP.) denn auch Sie ist eine, die natürlich im Konzert der Familia eine nicht unwesentliche Rolle spielt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Wiener SPÖ, steigen Sie vom hohen Ross, bevor Sie vom Wähler heruntergestoßen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Kenesei, Sie haben einige Dinge gesagt, mit denen Sie global angeschüttet haben. Ich habe aber gehört, dass Sie gesagt haben, die SPÖ wäre korruptionsverdächtig. Wenn Sie einen berechtigten Verdacht haben, dann sollten Sie das anzeigen. Wenn Sie nichts wissen, dann können Sie das nicht einfach so in den Saal streuen. Für diesen Ausdruck korruptionsverdächtig einer Partei erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf. (GR Günter Kenesei: Ja, bitte sehr!) Das ist mein einziges Instrument, aber gesagt muss es sein. Wir haben gewisse Regeln, an die wir uns halten sollten. 

Als nächster Redner am Wort ist Herr Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 
10.57.29

†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann einen Vorfall nicht unwidersprochen lassen. Ich habe jetzt das – zwar unkorrigierte - Exemplar der Rede von Kollegen Reindl bekommen und kann daher im Moment die genauen Ausführungen des Kollegen Reindl, o ja, ich habe sie hier gefunden, und zwar sagte er hinsichtlich der katholischen Kirche: „... uns wurde vorgeworfen, dass sozusagen der Bürgermeister der Papst ist und so weiter“, und dann sagt er: „... es ist ein Skandal, wie die Kirche grundsätzlich mit Jugendlichen und Kindern umgeht.“ Herr Kollege Reindl, ist Ihnen bewusst, was Sie damit sagen, in einer Stadt, in der 70 000 Kinder in katholischen Privatschulen sind. Der Kardinal hat zu den Vorkommnissen die da waren ..., dieser Skandal, das ist alles von Seiten der Kirche zurückgewiesen worden, das gibt es überhaupt nicht. Das gehört lückenlos aufgeklärt, das ist keine Frage, aber zu sagen, dass man 70 000 Schüler in dieser Situation hat, aus dieser Wortmeldung heraus, da ersuche ich Sie, dies zurückzunehmen. (GR Godwin Schuster: Das hat er nicht gesagt!) Das ist auch gegenüber den tausenden Lehrern, die in diesem Bereich sind, eine unglaubliche Feststellung, und ich möchte jetzt nicht Beispiele aus anderen Bereichen heranziehen, (GR Godwin Schuster: Das hat er nicht gesagt!) ich sage jetzt, die Odenwaldschule etwa, ich sage jetzt, das Aichhornhaus und Ähnliches. Es ist furchtbar, wenn so etwas stattfindet. Es findet in verschiedenen Bereichen statt, aber ich würde Sie wirklich dringend bitten, sich bei diesen Lehrern, die sehr engagiert an den katholischen Privatschulen ihre Arbeit für die 70 000 Kinder tun, zu entschuldigen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich werde Ihnen bei Gelegenheit aber auch ein paar Unterlagen über jemanden geben, der Erwin Pröll stets lobt, nämlich vom Bürgermeister von Wien, Michael Häupl. Lesen Sie sich das durch, dann werden Sie das nächste Mal anders reden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm. (StR Johann Herzog: Wir haben das besprochen bei einer Reihe von Anträgen!) 

Ja, reden Sie einmal. (Heiterkeit im Sitzungssaal.) 
11.00.14

†StR Johann Herzog|: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe gerade ein Gespräch mit Herrn Schuster geführt über die Einbringung von Anträgen, die wir gestern nicht unterbringen konnten und daher heute in der Sondersitzung bringen wollen, wo mir mitgeteilt wurde, einmal von Herrn Schuster, dass eine Zulassung der Anträge nicht möglich und gewünscht ist. Auf alle Fälle betrifft das wieder einmal die Kurdenfrage, weil ich glaube, dass das ein brennendes Thema ist, und Menschenrechte auf alle Fälle ein wesentlicher Faktor auch in diesem Haus sein müssen und daher Diskussionen über dieses Thema ganz notwendig und wichtig sind, dies umso mehr, weil ja die Türkei als EU-Beitrittswerber versucht, Mitglied der EU zu werden. 

Die Zustände dort sind ungeheuerlich, das muss man feststellen, es ist dort eine Lage - wir waren jetzt wieder dort -, die einfach zum Himmel schreit. Ostanatolien, das kurdistanische Gebiet, ist wirklich ein besetztes Land mit massivster Militärpräsenz und mit massivsten Repressionsmaßnahmen, gar keine Frage. 

Wir waren in einigen Städten, in Tunceli, in Batman, in Diyarbakir, und wir haben den Abschluss eines Kulturabkommens beantragt, das auch angenommen wurde. Dieses Kulturabkommen hätte - wir haben vor einiger Zeit auch darüber gesprochen - zum Beispiel beinhaltet, dass der Bürgermeister Bei Demir auf Besuch nach Wien kommt. Er kann es nicht, weil er Ausreiseverbot hat. Er ist zur Zeit der eigentliche Kurdenführer. Ich würde bitten, dass die Sozialdemokratische Partei Wiens und auch der Bürgermeister sich bei der türkischen Regierung einsetzen, um eine Aufhebung dieses Ausreiseverbotes zu erreichen, weil es einfach unwürdig ist, wenn der Bürgermeister einer Millionenstadt und anerkannte Volkstumsführer der Kurden mit solchen Repressalien belastet wird. 

Aber das ist ja noch eine Kleinigkeit im Vergleich zu den anderen Dingen, die passieren. Es ist zur Zeit so, dass praktisch die Kurdenpartei Ende 2009 aufgelöst und neu gegründet wurde. Und hinsichtlich der jetzigen Vertreter der Kurdenpartei, die bei den Kommunalwahlen einen großen Erfolg hatten, ist Folgendes passiert: 1 500 Stadträte, Gemeinderäte, Bürgermeister, sind in der Zwischenzeit unter diffusen Beschuldigungen verhaftet worden, ohne konkrete Mitteilung, was ihnen eigentlich vorgeworfen wird, und das Ungeheuerliche ist, dass in der Türkei, in einem Staat, der angeblich europäische Werte anstrebt und erreichen will, einem Staat, der der EU beitreten will, dass in dieser Türkei Gefangene zwei Jahre inhaftiert bleiben können ohne konkrete Anklageerhebung. Der Bürgermeister von Batman, einer Stadt mit 500 000 Einwohnern, ist seit 24. Dezember, also seit Weihnachten, in Haft und bisher noch nicht herausgekommen, und er wird auch weiterhin verhaftet bleiben und mit ihm tausende Funktionäre, wie gesagt, 1 500 führende Funktionäre. Und heute noch sitzen Teilnehmer am Newroz-Fest 2008, an welchem es Zusammenstöße gegeben hat, aber die nichts angestellt haben, die einfach verhaftet wurden, noch immer wegen des Besuches dieses Neujahrsfestes im Gefängnis. 

Des Weiteren, meine Damen und Herren, und das ist eigentlich überhaupt der größte Skandal: Kinder und Jugendliche im Alter von 12 bis 16, 17 Jahren sitzen zu Tausenden, man redet von bis zu 4 000 an der Zahl, in Haft, weil sie Steine geworfen haben, verbotene Abzeichen getragen haben, also Dinge gemacht haben, die natürlich falsch sind, die sicherlich auch da und dort bestraft werden, aber auf keinen Fall in der Art und Weise, wie es geschieht. Diese Kinder und Jugendlichen von 12 bis 17 werden nämlich zu vier oder fünf Jahren Gefängnis verurteilt und sitzen sie auch ab, und zwar im Erwachsenengefängnis. Ein unglaublicher Menschenrechtsskandal, der hier in Österreich bekannt sein muss, weil die Parteien, die sagen, dass sie sich um kurdische Angelegenheiten kümmern, müssen und werden das wissen. Aber es geschieht nichts, es wird in Österreich nicht bekannt gemacht. 

Wir waren ja, wie gesagt, mit einer Delegation auf Besuch in Diyarbakir und in anderen Städten, und wir haben zum Beispiel bei einem Wirt ein Mittagessen eingenommen, dessen Tochter hat so was gemacht, hat ein Abzeichen getragen, war in eine Rangelei verwickelt und wird – es wird jetzt schon der Prozess gewesen sein – mit einer Strafe von 5 Jahren Haft rechnen müssen, in einem Alter von 14 Jahren. 

Das sind Zustände, die ungeheuerlich sind, die eines Rechtsstaates wie der Türkei offensichtlich nicht unwürdig sind, und bei einem Staat, der so etwas macht, müssen wirklich Maßnahmen seitens der Europäischen Union ergriffen werden, dass diese Dinge abgestellt werden und endlich Sprache, Kultur, politische Tätigkeit von 25 Prozent bis ein Drittel der Bevölkerung, das sind die Kurden eben, anerkannt werden und ihre Gleichberechtigung angestrebt wird. Das bloße Betreiben eines Fernsehsenders, wo Regierungspropaganda gemacht wird, ist sicherlich nicht etwas, was die Kurdenfrage als solche lösen wird. 

Dem hätten oder haben diese Anträge gedient, und ich werde jetzt hören, was die Frau Vorsitzende dazu erklärt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Oder der Herr Vorsitzende, in dem Fall.

StR Johann Herzog (fortsetzend): Ich habe gesagt, ich bin neugierig, was der Herr Vorsitzende zu den Anträgen jetzt zu sagen hat. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Ich habe jetzt noch keinen Antrag bekommen, (Heiterkeit im Saal.) aber ich kenne den Entwurf zu diesen Anträgen und ich möchte den Gemeinderat informieren, dass wir aus Anlass des Antrags, den wir beim letzten Gemeinderat beschlossen haben, nämlich das Thema Gaza betreffend, in der Präsidiale sehr ausführlich diskutiert haben. Auch aus den Gründen, weil in der Formulierung des Antrags zur Problematik Gaza auch einige Unrichtigkeiten gestanden sind, wie zum Beispiel 10 Tote und nicht 9 Tote, und wir große Vorwürfe bekommen haben und noch bekommen aus der ganzen Welt. Deshalb haben wir in der Präsidialkonferenz über Vorschlag von Herrn DDr Schock und Dr Tschirf vereinbart, dass wir künftighin keine Anträge mehr in dieser Form zu internationalen Fällen ohne vorhergehende Prüfung des realen Tatbestands weitergeben und auch beschließen wollen. 

Und ich sage hier als Vorsitzender, dieses Thema passt auch nicht zu dieser Tagesordnung, nämlich dem Thema des heutigen Gemeinderats. Ich sage es auch deshalb, weil wir auch vorher die Praxis hatten, wenn etwas nicht zur Tagesordnung passt und nicht alle Fraktionen im Hause einverstanden sind mit dem Einbringen dieses Antrags, dass wir diesen auch nicht zulassen, weil es die Geschäftsordnung auch nicht zulässt. Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich hier so formell argumentiere. 

Das hat überhaupt nichts damit zu tun, dass hier einzelne Personen sitzen, die sich in der Kurdenfrage sehr stark engagieren, viel Sympathie zur kurdischen Problematik, nämlich zu einer tatsächlichen Lösung dieses Themas haben, aber die Beschlusslage des Gemeinderats ist heute in dieser Form, mit diesen vorgeschlagenen Anträgen, unmöglich. Ich würde die Vereinbarung in der Präsidialkonferenz brechen und das tue ich nicht. Deswegen lasse ich auch diese beiden Anträge nicht zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

StR Johann Herzog (fortsetzend): Ich nehme die Entscheidung des Vorsitzenden mit Bedauern zur Kenntnis und stelle fest, dass die Anträge nicht zugelassen werden. 

Ich wollte Ihnen nur sagen, der zweite Antrag beschäftigt sich mit dem Stopp des Staudammprojektes in Ilisu, wo ja die österreichischen Firmen trotz Ausscheidens der Kontrollbank und ihrer Gegenstücke in Deutschland und der Schweiz in der Sache dort weitermachen. Das wäre in diese Richtung gegangen. Wir werden am Thema bleiben, gar keine Frage.

Ich glaube, dass wir im Interesse aller hier in diesem Hause uns dafür einsetzen müssen, dass Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Freiheit in einem Staat, der in irgendeiner Form in die EU will und vielleicht in irgendeiner Form eingebunden werden wird, verwirklicht werden und nicht Zustände herrschen wie in der tiefsten Sowjetunion. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. 
11.09.14

†GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir bedauern natürlich sehr, dass diese Anträge nicht zugelassen werden, vor allem auch deshalb, weil ja jetzt die Stadt Wien ganz intensiv - und Herr StR Ludwig war ja vor nicht allzu langer Zeit in Ankara, wo man auch von Seiten der Stadt Wien den Willen sehr deutlich kundgetan hat, dass man, und es geht heute auch um den Wirtschaftsstandort - wirtschaftliche Beziehungen mit der Türkei aufnimmt. Er hat sich in Ankara mit dem Vizebürgermeister getroffen, das ist nachzulesen im Bericht der internationalen Aktivitäten der Stadt Wien. 

Aber so wie das Verhältnis ist China/Tibet, wo Sie sich auch nicht scheuen, die Beziehungen aufrechtzuerhalten, ohne kritisch zu werden, wenn es darum geht, Menschenrechte einzufordern, genauso sind Sie jetzt auf diesem Auge blind. 

Und ich meine, dass es daher sehr richtig gewesen wäre, heute diese Anträge einzubringen, und wenn Sie nicht blind wären, (GR Prof Harry Kopietz: Zur Sache, bitte!) hätten Sie diesen auch zugestimmt. (Beifall bei der FPÖ – GR DDr Eduard Schock: Ich möchte zur Geschäftsordnung etwas sagen!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Dr Schock, zur Geschäftsordnung. 
11.10.38

†GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Ja, Frau Vorsitzende, ich möchte zur Geschäftsordnung schon klarstellen, dass unserer Ansicht nach natürlich diese Anträge zulässig sind, (GR Marco Schreuder: Freie Meinungsäußerung!) weil wir hier das letzte Mal auch schon Städtepartnerschaften beantragt haben, Städtepartnerschaften mit türkischen Städten, die für den Wirtschaftsstandort Wien von großer Bedeutung sind, und gerade unser zweiter Antrag hier, der die Errichtung eines Staudammes in der Türkei zum Inhalt hat, an dem österreichische, Wiener Firmen vor allem auch, führend beteiligt sind, wo die Errichtung dieses Staudammes von großer wirtschaftlicher Bedeutung ist, aber auch die ökonomischen, die sozialen Indikationen, das Engagement dort, so sind wir davon überzeugt, dass diese Anträge natürlich zulässig sind und, meine Damen und Herren, es hat ja gerade in der letzten oder in einer der letzten Sitzungen hier einen Präzedenzfall gegeben, wo es genau diesen sozialistischen Antrag gegeben hat von Herrn Al-Rawi, vom Herrn Troch und von Frau Yilmaz, wo es genauso war, dass am gleichen Tag hier dieser Antrag eingebracht worden ist, und dieser Antrag wurde zugelassen, meine Damen und Herren, er ist abgestimmt worden, es ist gerade noch gelungen, es ist gerade noch gelungen, dann hier die schärfsten Formulierungen herauszuverhandeln, wo Sanktionen gegen Israel gefordert wurden von Herrn Al-Rawi, von der Frau Yilmaz und vom Herrn Troch, obwohl völlig unklar war, wie die Voraussetzungen wirklich waren, weil dieser Schiffszwischenfall ja am selben Tag stattgefunden hat und wir damals - und das ist auch der wesentliche Unterschied zum heutigen Antrag - ja gar nicht wissen konnten, dass auf diesen Schiffen tatsächlich Extremisten, Fundamentalisten mit an Bord waren. Wir alle konnten das damals nicht wissen, und das ist ja auch der große Unterschied zu dem heutigen Antrag, wo diese Problematik der Kurden - und Herr Woller und alle, die sich damit beschäftigen, werden das bestätigen - ja seit Monaten, seit Jahren, ja fast seit einem Jahrzehnt bekannt ist, meine Damen und Herren, und darum sind wir schon verstimmt, weil hier, meine Damen und Herren, mit zweierlei Maß gemessen wird, weil hier ein Antrag, der gegen Israel gerichtet ist, zugelassen wird, nur weil er von der SPÖ kommt, und hier ein Antrag, der sich gegen Unrecht in der Türkei richtet, aber nicht zugelassen wird, nur weil er von der FPÖ kommt. 

Meine Damen und Herren, deswegen sind wir verstimmt, meine Damen und Herren von der SPÖ, Frau Vorsitzende, Sie müssen sich das gefallen lassen, Sie messen hier mit zweierlei Maß, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Dr Schock, Kollege Schuster hat Ihnen ja die Gründe erklärt, warum diese Anträge heute nicht zugelassen werden. 

Es hat sich ebenfalls zur Geschäftsordnung Frau GRin Smolik gemeldet. 
11.14.11

†GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Kollege Schock! 

Wir saßen in der Präsidiale. Da waren Sie anwesend so wie ich, Kollege Schuster, Kollege Lindenmayr, und wir haben über diesen letzten Antrag sehr ausführlich gesprochen. Herr Kollege Tschirf war natürlich auch dabei, und wir haben was ausgemacht. Wir haben dort ausgemacht, dass wir Anträge außenpolitischer Natur nicht mehr spontan einbringen, sondern uns auch damit auseinandersetzen wollen. Wir sitzen jetzt den vierten Tag hier in diesem Raum. Sie hätten diese Anträge im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte einbringen können, wir hätten über alles diskutieren können, hätten uns austauschen können, und so weiter. 

Aber jetzt hier herauszukommen und uns, wie auch immer, irgendwelche politische Vorwürfe zu machen, halte ich für wirklich grob fahrlässig. Wenn es so ist, dann machen wir nichts mehr in der Präsidiale aus, weil für mich gilt das sehr wohl, wenn wir in der Präsidiale sitzen und eine Vorgehensweise ausmachen, dass das eingehalten wird von allen Fraktionen und dass man nicht jetzt hier Anträge einbringt, die in welcher Form auch immer, jetzt, warum auch immer, eingebracht werden zu einem Tagesordnungspunkt, zu einem Thema, das überhaupt nicht dazupasst. Und Ilisu ist kein heute fälliges Thema, diese Debatten gibt es ja schon lange, detto die Frage der Kurden. Das jetzt hier einzubringen, halte ich für wirklich falsch und ich glaube, Sie sollten sich überlegen, ob Sie das, was wir in der Präsidiale besprechen, auch wirklich ernst nehmen. Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Dr Tschirf hat sich auch zur Geschäftsordnung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 
11.15.45

†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich war es, der in dieser letzten Präsidiale das Thema aufgebracht hat, dass wir in den letzten Jahren bei außenpolitischen Fragen in unterschiedlicher Form vorgegangen sind, und das ist etwas, wo es gut ist, wenn wir schauen, dass wir hier überfraktionell eine gemeinsame Position einnehmen. Und ich habe darauf hingewiesen, dass, ob das jetzt bei 9/11 war oder ob das jetzt beim Irak-Krieg war, damals ein relativ langer Prozess des Austausches der Positionen zwischen den Fraktionen stattgefunden hat. Daher war die Vorgangsweise am 31. Mai aus meiner Sicht, sagen wir es sehr untertrieben, suboptimal, weil es dadurch zu einem Ergebnis gekommen ist, wo man dann gesehen hat, dass das eine oder andere auch nicht so gestimmt hat. Das tut uns als Stadt Wien nicht gut. Es ist unser gutes Recht, und wir sollen zu außenpolitischen Fragen Stellung nehmen, aber dann entsprechend mit der Chance, das in einer gemeinsam übereinstimmenden Art und Weise vor sich gehen zu lassen. Ich möchte eines nicht haben, dass sich hier, auf unseren Straßen und Plätzen, außenpolitische Auseinandersetzungen abspielen. Das ist nicht der Tradition unserer Stadt entsprechend und auch nicht für die Zukunft passend. Ich glaube daher, dass die von mir empfohlene Vorgangsweise, die wir in der Präsidiale festgelegt haben, eine gute und richtige ist. Das heißt nicht, dass wir uns nicht sehr sensibel mit den Fragen auseinandersetzen, die die Kurden betreffen, das heißt nicht, dass wir uns nicht sensibel mit der Situation auseinandersetzen, egal, in welchem Staat der Erde, auch in der Türkei, aber bitte bleiben wir bei dem, was wir in der Präsidiale ausgemacht haben. Ich glaube, das war überlegt, das ist vernünftig und das ist gerade auch in den letzten Wochen und Monaten für diese Stadt gut. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: So. Ich habe jetzt eine Meldung von der GRin Wehsely zum Thema unseres heutigen Tages, und nur zur Information. (StR Johann Herzog: Noch eine Wortmeldung!) Ja, als Wortmeldung, aber nach der Kollegin Wehsely, wenn es eine normale Wortmeldung ist. Und dann der Herr Dr Madeski und dann noch der Herr StR Ellensohn, nur zur Information. 

Wenn es nicht zur Geschäftsordnung ist, muss ich in der Tagesordnung so fortfahren. Die Kollegin Wehsely hat das Wort. 
11.18.26

†GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz kurz zu dem jetzt Besprochenen: Es ist ja auch so, dass sich die SPÖ schon seit über 20 Jahren und noch mehr mit dem Kurdenthema befasst, Kollege Woller bereits 30 Jahre lang. Kollege Woller wird ab nächster Woche zwei Wochen in Kurdistan weilen, er hat auch einen Termin mit dem Bürgermeister von Diyarbakir, mit Osman Bei Demir, wird viele Themen, die wichtig sind, ansprechen, hat auch ein Gastgeschenk mit. Es ist die gemeinsame Diskussion, so wie es gesagt wurde, wichtig und, nicht als Randbemerkung im Zuge einer komplett anderen Debatte, sicher geeigneter. Das würde ich auch meinen. 

Und ich darf deswegen auch zum eigentlichen Thema kommen. Da ist jetzt ein bisschen die Luft draußen, aber es stellt sich schon auch die Frage, ist das beabsichtigt, dass man sozusagen von Schwarz, von Blau ein bisschen ablenkt vom eigentlichen Thema, das ja an sich da von Ihnen eingebracht wurde, um die vermeintlichen Skandale et cetera der Wiener SPÖ aufzudecken, und dann kommen Sie mit komplett anderen Sachen daher, die man dann ausführlich diskutieren soll. Warum ist das so? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe vereinte Opposition! Ich sage Ihnen grundsätzlich: Machen Sie lieber Schluss mit diesen Pseudositzungen nach der Marke „Täglich grüßt das Murmeltier“, die uns nur davon abhalten, mit den Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt zu reden, mit ihnen zu arbeiten und mit ihnen gemeinsam die Zukunft unserer schönen Stadt Wien zu planen! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich weiß: Das ist schwer ohne Basis in den Bezirken! Das tut uns für Sie leid beziehungsweise auch nicht. Ich weiß, dass es mit Bezirken schwer ist, die sich gerade selbst auflösen und zerfleischen und dann mit verschiedenen Drei-Mann- oder Drei-Frau-Gruppen antreten! Ich weiß, dass es für Sie alle, für die vereinte Opposition, schwer ist, in unserer modernen, sozial gerechten, bunten und lebens‑ und liebenswerten Stadt Wien Fuß zu fassen! Aber das ist nun einmal so!

Ich sage Ihnen noch mal, was helfen würde. Es würde helfen, hinauszugehen und das Gespräch mit den Menschen zu suchen. Es würde helfen, ihre Sorgen und Wünsche zu hören und ernst zu nehmen. Aber dazu komme ich später noch.

Jetzt bitte ich um ein bisschen Aufmerksamkeit bei der ÖVP für ihr eigenes Alphabet. Wie geht dieses Alphabet? – Da ist einmal das F wie Fehlplanung und das F wie Fekter. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was tut die Ministerin für nachhaltige Verunsicherung? – Wir haben es gestern gehört, und wir haben es gestern lange diskutiert. In der langen Tradition der Innenminister der ÖVP, die die Polizei zerstört – auch das haben wir gestern lange diskutiert, Kollege Schuster und Kollege Deutsch haben dazu gesprochen –, abgebaut und schwarz gefärbt haben, nur um Wien zu schaden, steht F für Fehlplanung und für Fekter. Dadurch ist auch die vollkommen unnötige Diskussion über die Stadtwache ausgebrochen. 

Es wurde bereits gesagt: Wir haben viele Aufgaben der Polizei übernommen, um sie zu entlasten und sie zu unterstützen. Wir fordern mehr Polizisten für Wien. Wer verhindert es: Fehlplanungs-Fekter!

F wie Fekter bedeutet auch bösartige Fehlplanung, und zwar nicht nur bei der Polizei. Erinnern wir uns etwa an die bösartige Fehlplanung betreffend Eberau! Da wurde nach dem Motto vorgegangen: Wie schade ich einem roten Bundesland und einem beliebten, mächtigen roten Landeshauptmann? – Man schmiedet Geheimpläne zu einem heiklen Thema, überrumpelt nicht nur das Land und den Landeshauptmann, sondern steigt auch über die Leiche seines eigenen Landesparteiobmanns. Zu dieser Fehlplanungs-Fekter gratuliere ich Ihnen ganz herzlich! (Beifall bei der SPÖ.) 

B steht für Bauskandale oder für BUWOG. Das ist ein atemberaubender Skandal, der die Republik beschäftigt und beschäftigen wird. Da wird persönliche Bereicherung ans Tageslicht gebracht. Das ist unglaublich! Das ist zum Schämen! Und so viel ist auch von den Versprechen der ÖVP und der FPÖ zu halten! Da hat es geheißen, dass keine Bundeswohnungen und keine Wiener Gemeindebauten verkauft werden.

Ich sage Ihnen: Keinen Millimeter kann man Ihnen vertrauen! In Wien ist nur durch uns, ausschließlich durch die SPÖ, günstiges, qualitätsvolles Wohnen im Gemeindebau und im geförderten Wohnbau gesichert! Wir sagen ein ganz klares Nein zum Ausverkauf des öffentlichen Eigentums und der Wiener Gemeindebauten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Das bringt mich auch gleich zum nächsten Thema und zu nächsten Buchstaben, nämlich zum St wie Steuergeldverschwendung. Bei der ÖVP heißt das dann Steuergeschenke, und zwar für Reiche. Und das bringt mich auch zu G wie Gebührenwahn, und der hat einen Namen, und der Name ist Grasser: Steuergeschenke, Nulldefizitlüge und unversteuerte Provisionen für jedes Gespräch. Das heißt dann bei Ihnen „Beratung und Vermittlung“. 
Ich nenne Mensdorff-Pouilly und ÖVP-Martinz, mit 90 Prozent gewählt zum Steigbügelhalter beziehungsweise Knecht des Großbauern Scheuch. FPK-Scheuch unterwegs in gemeinsamer Sache Hypo Alpe-Adria. Das ist die ÖVP! 

Packeln für die eigene Sache ist Ihre Devise! Und wer hat den Ausverkauf des gemeinsamen Staatssilbers vorangetrieben? – Ich weiß, Sie hören das nicht gerne! Sie hören nicht gerne von Schwarz-Blau, das habe ich schon mitbekommen! Aber das ist eine Tatsache und die Wahrheit! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Sie haben den Ausverkauf unseres gemeinsamen Staatssilbers zu verantworten, ob Sie es hören wollen oder nicht. Das ist Ihre Verantwortung! (Beifall bei der SPÖ.)
Dass die Devise von „weniger Staat und mehr Privat“ wie in Sachen BUWOG allerdings diesen Grad an Privatheit erreichen wird, haben wir uns nicht mal in unseren kühnsten Träumen vorstellen können! Wir sind die Partei, die einen Ausverkauf der Daseinsvorsorge an Private, Profiteure und Zocker nicht zulässt und nicht zulassen wird! Dafür genießen wir auch Vertrauen! (Beifall bei der SPÖ.)
Es stellt sich die Frage: Wer oder was schadet Wien wirklich? Was schadet Wien und insbesondere auch dem Wirtschaftsstandort wirklich? Das haben ja Sie eingebracht! Wer schadet dem Wirtschaftsstandort wirklich? Wer schadet den Wienerinnen und Wienern? – ÖVP-Blockierer, eine Fraktion der Ignoranz gegenüber den Wünschen der Menschen in dieser Stadt. Das schadet Wien wirklich! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)  

Ich nenne nur wenige Punkte in einer endlosen Liste. Was kommt von Ihnen statt bester Bildung für unsere Kinder, gemeinsamen Unterrichts, gemeinsamer Schule, moderner Pädagogik, Ganztagsschule, verschränkten Unterrichts, Freizeitpädagogik und statt des Ausbaus des Erfolgsmodells Neue Mittelschule? – Von Ihnen kommt Blockade. Anstatt dass Sie dem Wunsch und der Forderung der Wienerinnen und Wiener gerecht werden, in Sicherheit und Zufriedenheit leben zu können, wird blockiert. Die Leute wollen wieder Hausmeister, weil sie Ansprache haben wollen und weil sie in Sicherheit und mit Menschlichkeit leben wollen. Wer blockiert? – Frau Marek und die ÖVP blockieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was kommt statt eines Ja zur Armutsbekämpfung im Sinne der Ärmsten der Armen und eines Ja zur Mindestsicherung? Kein Trampolin ins eigenständige Leben mit der Mindestsicherung, sondern eine Blockade! Es kommen Blockade, Erpressung, Neidkonto, Unterstellungen gegen Arme. Wir mussten den ÖVP-Vorstellungen erst die Giftzähne ziehen, damit wir doch noch zu der Einigung und diesem Kompromiss in Sachen Mindestsicherung gekommen sind. Die ÖVP betreibt stets nur Blockade! So schaut es aus! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was ist der eigentliche Skandal? – Der eigentliche Skandal ist die Politik der ÖVP! Das ist der eigentliche Skandal! Sie interessiert nur: Wie bediene ich meine eigene Klientel? Wie bediene und erhalte ich Eliten? Sie achten immer darauf, dass es ein klares Oben und Unten gibt! Dafür stehen Sie! Das ist Ihre Politik!

Ein Skandal ist auch die Politik der FPÖ! Dabei geht es um Hetze, um Hasspredigten und um das gegeneinander Ausspielen verschiedener Bevölkerungsgruppen. Es wurde schon mehrfach von meiner Fraktion in den letzten Tagen gesagt, dass es Ihnen um das mutwillige Zerstören einer politischen Diskussionskultur durch „HC“, durch Hass und Chaos, geht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Fraktion, die SPÖ in Wien, und ich können sagen: Wir lieben Wien! Wir lieben die Wienerinnen und Wiener, und wir arbeiten für Wien! Sie werden das wieder und wieder und wieder hören, ob Sie wollen oder nicht! Sie werden hören, dass wir Nummer 1 in Lebensqualität und Nummer 1 beim Tourismus sind. Wir sind internationale Konferenz-Welthauptstadt, wir haben einen Höchststand an Betriebsansiedlungen und internationalen Headquarters. Wir sind Nummer 1 in der österreichischen Familienförderung durch den Gratiskindergarten für alle Null‑ bis Sechsjährigen. Ob Sie es hören wollen oder nicht: Das sind Tatsachen! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) 

Wir betreiben massive Unterstützung der Wiener Betriebe, insbesondere der Klein- und Mittelunternehmen, des Rückgrats unserer Wirtschaft, durch kompetenteste Beratung und finanziell potente Unterstützung, etwa durch die Wirtschaftsagentur und durch den Wiener ArbeiternehmerInnen Förderungsfonds. Wir arbeiten gemeinsam für diese Betriebe in Wien. Das tun wir! Wir betreiben Clusterförderung, ich nenne etwa departure oder ZIT. Das ist gut, und wir kommen weiter, ob Sie es hören wollen oder nicht!

Wir sind Nummer 1 bei der Beschäftigungsquote, und zwar bei Männern wie bei Frauen. Wir haben die höchste Beschäftigungsquote in ganz Österreich trotz hohen Pendleranteils. Wir versorgen das Umland. Wir sind die Nummer 1-Sozialhauptstadt in Österreich. Auch das hören Sie nicht gerne! Wir sind es aber, und diese Liste ließe sich noch lange, lange fortsetzen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich mit einer wichtigen Information schließen, die ich insbesondere meiner Fraktion bringen möchte. Warum meiner Fraktion? – Weil ich weiß, dass es sie interessiert, dass es für sie wichtig ist und dass es sie freuen wird. Wir arbeiten hart und machen Investitionen, um uns aus der Krise heraus zu investieren, wie auch der Bürgermeister immer sagt. Wir unterstützen die Wienerinnen und Wiener und hören einfach nicht auf zu arbeiten und wirklich zu investieren. Und das ist richtig und lohnt sich! In Wien sinkt erstmals seit Beginn der Krise die Arbeitslosigkeit. Wir haben mit heute ein Minus von 1 Prozent. (Beifall bei der SPÖ. – GR Alfred Hoch: Wir haben die schlechtesten Werte in ganz Österreich! – GR Dr Matthias Tschirf: Jeder Arbeitslose sollte doch einer zu viel sein!)

Auf uns können sich die Wienerinnen und Wiener verlassen! Das tut Ihnen weh, weil Sie wissen, dass das die Wienerinnen und Wiener so sehen! Aber das ist Ihr Pech! Sie wissen, dass wir für Groß, für Klein und für Jung, für Alt arbeiten. Das ist eben so!

Ich sage jetzt der ÖVP und der vereinten Opposition: Bleiben Sie bei Ihrem Leisten! Arbeiten Sie weiter für ausgewählte kleine Gruppen in unserer Gesellschaft! Schließen Sie weiterhin die Masse aus! Das besorgen ohnedies wir in Wien. Wir von der SPÖ in Wien sind stolz darauf, eine breite und fortschrittliche Bewegung für die Menschen und mit den Menschen zu sein. Dafür treten wir am 10.10.2010 wieder an, und warten Sie einmal, dass nicht Sie eine Überraschung erleben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Auf meiner Rednerliste steht jetzt die zweite Meldung von StR Herzog: Sechs Minuten. 
11.32.51

†StR Johann Herzog|: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Ich möchte nur kurz auf die Wortmeldungen eingehen, die sich auf unsere Anträge bezogen haben.

Ich möchte zu den Grünen sagen, dass es das Kurdenproblem seit Bestehen der türkischen Republik gibt. Daher sind natürlich solche Anträge immer und überall stellbar und sollen auch gestellt werden. Ich glaube, dass das keine Frage ist. Dass man selten einen Tagesordnungspunkt findet, zu welchem das wirklich passt, wissen wir auch. Das Ganze muss notwendigerweise in den Parlamenten Österreichs ein Thema bleiben, bis es für dieses Problem eine Lösung gibt. 

Herr Kollege Tschirf! Eine Vier-Parteien-Einigung zu Gaza ist okay. Das ist in Einzelfragen möglich. Aber es kann nicht funktionieren, wenn man vier unterschiedlichste Parteien verpflichten will, in außenpolitischen Fragen nur noch gemeinsam zu sprechen, wie Sie gesagt haben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) So in etwa haben Sie es gesagt! Es kann nur so laufen, dass man das abspricht und den jeweiligen Standpunkten anderer Parteien zustimmt oder nicht. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich will mich jetzt gar nicht weiter darüber auslassen. Ich habe das so aufgefasst! Umso besser, wenn diese Auffassung ein Irrtum war! Eine Vereinbarung kann es in diese Richtung gar nicht geben. – In der Auseinandersetzung sozusagen zwischen Geschäftsordnung und Menschenrechten stehe ich ziemlich eindeutig auf der Seite der Menschenrechte, das muss ich auch feststellen. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich noch kurz etwas ganz anderes sagen. Ich möchte dem neu gewählten Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland, Herrn Christan Wulff, meine Gratulation übermitteln. Es war für ihn im dritten Wahlgang keine leichte Sache! Es gab aber auch einen recht bemerkenswerten Gegenkandidaten in der Person des Herrn Joachim Gauck. Auf diesen möchte ich besonders aufmerksam machen: Joachim Gauck hat durch sein Auftreten in Deutschland ein Leuchtfeuer an Diskussionen um den Begriff Freiheit eröffnet. Dafür muss man ihm dankbar sein. Er ist eine eindrucksvolle Persönlichkeit, der sein Leben in der DDR dem Widerstand gewidmet hat. Nach dem Zusammenbruch des Kommunismus hat er in der Gauck-Behörde, die nach ihm benannt wurde, die Vergangenheit aufgearbeitet. Ich will mich jetzt nicht in kleinlicher Parteipolitik ergehen, sondern möchte meinen Gruß und meinen Respekt an Herrn Gauck übermitteln. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Dr Tschirf hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Er hat gerade noch drei Minuten. 
11.35.40

†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Ich möchte tatsächlich berichtigen, dass ich keineswegs gesagt habe, dass es außenpolitische Erklärungen nur zu viert geben sollte. 

Ich habe aber darauf hingewiesen, dass es sinnvoll ist, wenn wir wirklich als Wien ernst genommen werden wollen, uns vorher auszutauschen. Das haben wir bei der Frage des Irak-Krieges und bei der Frage 9/11 so gehalten. Auch damals haben entsprechende Gespräche stattgefunden. Natürlich kann man unterschiedliche Positionen haben, aber ich glaube, wenn es Ihnen ernst gewesen wäre, hätten Sie das ausgeschickt und hätten wir die Möglichkeit gehabt, uns das anzuschauen. 

Ich hatte aber den Eindruck gehabt, dass das Ziel war, dass wir das auf den Tisch geknallt bekommen, damit wir uns gar nicht damit auseinandersetzen können. Das ist nicht die übliche Art! Es ist ja auch ausgemacht, dass man das am Vortag ausschicken sollte. (StR Johann Herzog: Macht ihr das?) Selbstverständlich tun wir das in solchen Angelegenheiten! In solchen Fällen müsste man das Gespräch suchen! Bei Kinkerlitzchen wird die 18 Uhr-Frist am Vortag eingehalten, bei einer so wesentlichen Frage hingegen nicht! Wenn es Ihnen von der FPÖ wirklich darum gegangen wäre, uns zu diesen Themen zu verständigen, die sicherlich zu diskutieren sind, dann hätten Sie das rechtzeitig tun müssen! Ansonsten verweise ich wirklich auf die Präsidiale.

Ich betone: Gerade für die ÖVP ist das Thema Menschenrechte ein zentrales Anliegen, und zwar von der ersten Minute im Jahr 1945 an. Da hat es die FPÖ noch lange nicht gegeben! Und ich bin wirklich entsetzt darüber, dass Sie unterstellen, dass uns, wenn es um Menschenrechte versus Geschäftsordnung geht, die Geschäftsordnung wichtiger ist! Ich meine nämlich, dass gerade für die Österreichische Volkspartei die Menschenrechte in all ihrer Geschichte eines der wesentlichsten Momente waren und sind! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich fahre fort in der Rednerliste. Der Nächste ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile ihm das Wort. 
11.37.35

†GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich habe mich ad hoc auf Grund der Wortmeldung von Frau Kollegin Wehsely gemeldet. Sie hat mich ein bisserl provoziert. Meine Antwort wird aber nicht sehr lange dauern. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Das ist falsch! Das war ein Irrtum. Ich habe gefragt, wer noch gemeldet ist, es hat sich aber so ergeben, dass ich mich jetzt sowieso noch gemeldet hätte. 

Meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten! Sie haben den schönen Spruch immer wieder wiederholt: Das sage ich Ihnen, ob Sie es hören wollen oder nicht! – Ich werde das jetzt auch sagen. Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ob Sie es hören wollen oder nicht: Wien hat die höchste Arbeitslosigkeit in Wien (Heiterkeit bei der SPÖ.) beziehungsweise – Entschuldigung! – in Österreich. 

Wien hat die höchste Insolvenzquote in Österreich. Wien hat die längste Warteliste auf Gemeindewohnungen seit Jahren, weil Sie nicht imstande sind, Sozialwohnungen zu bauen! Wien hat den größten Skandal im Zusammenhang mit Hausbetreuung im Bereich von Wiener Wohnen mit der Kündigung des Geschäftsführers und der Kündigung anderer Mitarbeiter, die sich durchaus einiges zuschulden kommen haben lassen, hinter sich. 

Meine Damen und Herren! Wien hat den schlechtesten Schulnotenabschluss bei den Pflichtschulen, falls Ihnen das nicht aufgefallen sein sollte! In Wien, meine Damen und Herren, fehlen auf Grund sozialistischer Vorgangsweisen – im Verbund vielleicht mit der ÖVP, aber Sie haben das Innenministerium jahrelang geführt! – 1 500 Personen, es gibt hier pro Einwohner die wenigsten Polizisten in ganz Österreich! Daran sind auch Sie schuld! 

Meine Damen und Herren! Wien betreibt die höchste Steuerverschwendung in ganz Österreich: Ich nenne nur Skylink, Feuerwache und Kulturprojekte. Wer hat denn die BAWAG in den Sand gesetzt, meine Damen und Herren, und diese dann in der Not an ausländische Investoren verkaufen müssen? Wer hat den ÖGB in den Sand gesetzt? Wer hat den „Konsum“ in den Sand gesetzt? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Sie wollen das nicht hören, aber ich sage es Ihnen! Es gibt tausende kleine Leute, die beim „Konsum“ oder beim ÖGB gearbeitet haben und heute noch wegen ihrer Pensionen klagen. Das haben Sie in den Sand gesetzt! Aber das wollen Sie nicht hören!

Meine Damen und Herren! Sie waren nicht imstande, in der Bundesregierung in den letzten Jahren ein ordentliches Hausbesorgergesetz überhaupt auf Schiene zu bringen. Jetzt aber sagen Sie, dass andere blockieren. Mag so sein! Aber Sie hatten vier Jahre lang die Möglichkeit, etwas zu tun. Sie haben aber nichts getan! Das wollen Sie nicht hören!

Meine Damen und Herren! Sie wollen nicht hören, dass Sie die Bank Austria/Zentralsparkasse in den Sand gesetzt haben. Das wird in den nächsten zwei, drei Jahren eine Regionalbank. Tausende Mitarbeiter sind auf der Straße gestanden. Das haben Sie zu verantworten, aber das wollen Sie nicht hören, meine Damen und Herren!

Und noch etwas wollen Sie nicht hören, aber ich sage es Ihnen noch einmal: Sie werden die Wahl verlieren! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 
11.40.54

†StR David Ellensohn|: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist das eine etwas verwirrende Debatte, denn es wird über alles gesprochen, was, glaube ich, nicht im Sinne der Geschäftsordnung ist. (GR Heinz Vettermann: Reden wir über Glücksspiel!) 

Ich möchte jetzt die Welt vom Kopf wieder auf die Füße stellen. Verwirrt hat mich auch, dass Herr Herzog hier den Kandidaten der Grünen und der SPD in Deutschland verteidigt und sagt, dass er ein Superkandidat ist. (StR Johann Herzog: Ich habe ihm gratuliert, ich habe ihn nicht verteidigt!) Ich glaube, Herr Gauck würde sich gegen diese Vereinnahmung wehren! (StR Johann Herzog: Ich habe ihm Respekt gezollt!) Es hat auch einen Kandidaten gegeben, der Ihrer Partei wahrscheinlich ideologisch näher steht, aber dieser hat sehr wenige Stimmen bekommen! 

Ich möchte noch etwas anderes sagen, denn das soll im Protokoll nicht unwidersprochen bleiben. Wir werden jetzt sicherlich keine Israel-Debatte führen. Aber es geht nicht an, dass die Freiheitliche Partei jetzt mehr oder weniger ins Protokoll hinein redet, dass sie die Beschützer Israels ist. Das geht so nicht, denn das ist eine Partei, die versucht, mit antisemitischen Wahlkämpfen Stimmen zu gewinnen! (Zwischenruf bei der FPÖ.) Und diese Partei hat überhaupt nicht das Recht, jemanden anderen aus diesem Haus oder von einer anderen Partei auch nur annähernd in diesem Punkt zu kritisieren! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Da muss man jetzt in Erinnerung rufen, dass das eine Partei ist, die einen EU-Wahlkampf mit dem Spruch führt: „EU-Beitritt Israels: Nein!“ – Das ist aus der Luft gegriffen, aus dem Nichts! Es gibt keinen Antrag und kein Ansuchen! Das will niemand machen! Es ist Antisemitismus pur, einen solchen Wahlkampf zu führen! Ich verwahre mich dagegen, dass Sie sich hier als Beschützer Israels aufführen, denn Sie sind genau das Gegenteil! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gemeldet ist Frau GRin Frank. Sie hat noch 13 Minuten Restredezeit. 
11.42.55

†GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch mich hat Frau Kollegin Wehsely gereizt, als sie gesagt hat, dass sie nicht weiß, was dieser Gemeinderat soll, weil es in dieser Stadt keine Skandale gibt. 

Jetzt sage ich Ihnen einmal etwas, von dem ich glaube, dass es ein Skandal ist, beziehungsweise von dem ich sogar weiß, dass es ein Skandal ist: Man baut eine Thermensiedlung in Oberlaa für Jungfamilien. Es gab dort aber kein Kindertagesheim und keine Schule. Man baut eine Donauplatte und Architekt Krischanitz erarbeitet ein genaues Konzept, dass es keine Windproblematik gibt. Aber einer Ihrer Vorgänger als Planungsstadtrat hat gesagt: Die Bauträger sollen machen, was sie wollen! Und jetzt fliegen die Leute durch die Luft. Das ist ein Skandal!

Ein Skandal ist, wenn man am Campus Favoriten für 3 000 Studierende Platz schafft, aber nur 300 Parkplätze vorsieht und jetzt nicht weiß, wo die alle stehen sollen! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ein Skandal ist die Wienerberg-City. Nicht nur, dass sie keine öffentliche Anbindung hat, sondern bei jedem Lüftchen fällt die Loggiaverglasung herunter, und Sie bekommen die Geschichte nicht in den Griff! 

Ebenfalls keine Anbindung gibt es zum Monte Laa. Auch das ist ein Skandal, weil es auf die Konzeptlosigkeit der SPÖ hinweist! Wir haben es gestern diskutiert. Es gibt keine öffentliche Anbindung, und Bürgerwünsche sind Ihnen wurscht, obwohl Sie dieses Wort hier immer so sehr strapazieren. 

Es ist Skandal, dass man einen Zaha-Hadid-Bau mit 10 Millionen EUR an Steuergeldern in den Sand setzt, während parallel dazu alle anderen, die sich bei der SEG auf Treu und Glauben eingekauft oder eingemietet haben, extrem hoch zur Kasse gebeten wurden. 

Es ist ein Skandal, dass Sie sich ständig ohne Konzepte in irgendwelche Hochhausbauten um teuerstes Geld der Steuerzahler dieser Stadt einmieten.

Es ist ein Skandal, dass Sie mit 50 000 EUR Minus pro Woche den Behindertenverband bei der Trafik auf dem Graben in den Ruin drängen, nur weil sich Herr StR Schicker einbildet, dass es ein Hollein-Portal werden muss, auch wenn es nicht dem Zweck dieser Trafik entspricht.
Es ist ein Skandal, dass sich die Bürger dieser Stadt in keinerlei Form mehr auf Rechtssicherheit verlassen können, wenn es um Flächenwidmung geht. Es ist Ihnen wurscht, ob dort steht: 30 Prozent begrenzt mit 6,5 m. Es kommen immer Günstlinge dieser Stadt und bauen auf 12 m und verbauen mit 80 Prozent, die Stadt Wien sieht jedoch keinen Handlungsbedarf!

Es ist ein Skandal, wenn zum Projekt Eisring Süd 2 000 Bürger und Bürgerinnen ihren Unmut schriftlich darlegen und Herr StR Schicker sagt, dass er die Unterschriften nicht annimmt, dass Herr StR Ludwig sie auch nicht annimmt und Herr StR Oxonitsch sagt, dass er auch nicht zuständig ist, obwohl es sich um eine Sportstätte handelt. Man lässt einfach 2 000 Bürger im Regen stehen. Aber es ist Ihnen angeblich ja so wichtig, was der Bürger zu sagen hat! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es ist auch ein Skandal, wenn von dem gegeneinander Ausspielen von Bevölkerungsgruppen gesprochen wird. Das wurde von Frau Kollegin Wehsely in den Mund genommen. – Schauen Sie in die Wiener Gemeindebauten und schauen Sie sich die Transparenz der Wohnungsvergabe an! Dann sind wir dort, wo es um das gegeneinander Ausspielen von Bevölkerungsgruppen geht! 

Es ist ein Skandal, wenn in der Sezession mit Mitteln des Steuerzahlers ein Swingerclub finanziert wird und wenn es pro Tag 16 Insolvenzen in dieser Stadt gibt!

Ich glaube, Frau Kollegin Wehsely: Schreien stärkt die Stimme, aber nicht die Argumente! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Somit ist diese Sitzung beendet.

Ich wünsche von dieser Stelle ein paar erholsame Tage. Wir sehen uns sicherlich bald wieder in diesem Gremium. 

(Schluss um 11:46 Uhr.)
